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I.  Gegenstand

Dieser Beitrag verschließt sich der inzwischen allg verbreiteten Konvention, das Wort „Trust“
statt „Treuhänderschaft“ zu verwenden, wenn es um liechtensteinische Strukturen geht, die
nach Art 897 ff PGR errichtet und organisiert sind. Auch wenn die liechtensteinische
Treuhänderschaft maßgeblich vom trust des common law beeinflusst ist,2057 lautet die
gesetzliche Bezeichnung Treuhänderschaft. Die bewusste Betrachtung des Wortes erleichtert
das dogmatische Verständnis der liechtensteinischen Treuhänderschaft, ihre Einordnung und
rechtsvergleichende Abgrenzung vom trust des common law. 2058 Das Sprachbild der Hand
ist die Essenz dieser Aussage. Es verdeutlicht die Rolle des Treuhänders und seine
Ausrichtung auf Begünstigte sowie die dogmatische und geschichtliche Verwandtschaft
zwischen Treuhand und Gesamthand, Treuhänderschaft und Gesamthänderschaft, dem
Halten zur treuen und dem Halten zur gesamten Hand. Der Erstverfasser hat diese
Verwandtschaft schon andernorts aufgezeigt2059 und kommt hierin abermals darauf zu
sprechen.

Streitigkeiten in und mit liechtensteinischen Treuhänderschaften treten vielgestaltig auf. Sie
können die Gültigkeit der Errichtung der Treuhänderschaft oder ihrer Bewidmung
(Grundlagenstreitigkeiten) oder Ansprüche aus dem laufenden Treuhandverhältnis betreffen,
Begünstigungsansprüche einerseits, Honorar- und Freistellungsansprüche der Treuhänder
andererseits, Geschäftsführungs- oder Organisationsfragen, oder sie können sich aus
Verkehrsgeschäften der Treuhänder mit Dritten entwickeln. Austragungsforen können das
streitige, das außerstreitige, das Schiedsverfahren oder – wenn es um Eintragungen ins
Handelsregister geht – auch das Verwaltungsverfahren nach dem LVG sein.

Grundlagenstreitigkeiten gehören ins streitige Verfahren. Streitigkeiten über die
Rechtmäßigkeit der Geschäftsführung der Treuhänder werden im außerstreitigen Verfahren
ausgetragen. Die Durchsetzung von Ausschüttungsansprüchen geschieht wiederum im
streitigen Verfahren. Bei Informationsansprüchen von Begünstigten ist unklar, ob sie im
streitigen oder außerstreitigen Verfahren durchzusetzen sind. Konventionellerweise werden
sie ins streitige Verfahren verwiesen. Bis zum StiftG (2009) hatte man stiftungsrechtliche
Informationsansprüche im streitigen Verfahren abgehandelt.2060 Das StiftG hat deren
Geltendmachung ausdrücklich ins außerstreitige Verfahren verwiesen (§ 9 Abs 4 StiftG), weil
sie oft Vorstufe für Anträge auf aufsichtsgerichtliche Maßnahmen sind.2061 Im
Treuhänderschaftsrecht ist es beim ursprünglichen Rechtszustand geblieben. Eine
ausdrückliche Bestimmung des außerstreitigen Verfahrens als zuständiges Forum besteht
bis heute nicht. Art 7 Abs 2 PGR enthält eine Zweifelsregel zugunsten des streitigen
Verfahrens. Alle Streitigkeiten, die nicht dem außerstreitigen Verfahren vorbehalten seien,
seien im streitigen Verfahren abzuhandeln. Art 1 Abs 2 AussStrG bestimmt das Gleiche. Das
AussStrG sei nur auf „diejenigen bürgerlichen Rechtssachen anzuwenden, für die dies in
diesem Gesetz oder in Spezialgesetzen angeordnet sei“. Eine ausdrückliche Zuweisung der
Geltendmachung von Informationsansprüchen gegen Treuhänder ins AussStrG enthält weder
das AussStrG noch das PGR. Vor dieser Rechtslage haben die Zivilgerichte unter Billigung
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des StGH vergleichbare Ansprüche nach Art 1060 PGR dem streitigen Verfahren
zugewiesen.2062 Typischerweise sind im streitigen Verfahren Streitigkeiten aus
Verkehrsgeschäften der Treuhänder zu entscheiden, sofern keine Schiedsvereinbarung
getroffen wurde.

Die Gerichtsstände können im Inland oder im Ausland liegen. Gerade weil
Treuhänderschaften – nach herkömmlicher Auffassung – nicht rechtsfähig sind2063 – und
weil weder Treuhänder ihren Wohnsitz in Liechtenstein haben müssen,2064 noch das
Vermögen im Inland belegen sein muss, sind ausländische Gerichtsorte keineswegs eine
Anomalie.

Dieser Beitrag behandelt Verfahren, die in Liechtenstein stattfinden. In streitigen
Auseinandersetzungen in und mit einer Treuhänderschaft ist die liechtensteinische
internationale Zuständigkeit stets gegeben, eine Aussage, die noch näher begründet wird. Nur
kursorisch behandelt der Beitrag die Frage der Parteifähigkeit der Treuhänderschaft, weil sie
höchstgerichtlich – in einem verneinenden Sinne – beantwortet erscheint. Eine ausf Kritik an
dieser Haltung wird anderenorts geäußert.2065 Der Beitrag behandelt des Weiteren die
richtige Parteibezeichnung der Treuhänderschaft oder der Treuhänder, ob Mittreuhänder in
einem von ihnen oder gegen sie geführten Streitverfahren eine einheitliche Streitpartei, ja
notwendige Streitgenossenschaft bilden, ob und welche Einzelklagebefugnisse von
Treuhändern oder anderen Beteiligten, Treugeber und Begünstigten, bestehen oder wie mit
Treuhänderwechseln während anhängiger Verfahren umzugehen ist.

Ebenso gehen die Verfasser der Frage nach, ob die Bestimmungen des allg Teils des PGR
über die Bestellung von Beiständen (Art 141 oder Art 190 PGR) auf Treuhänderschaften
anwendbar sind.

Im Bereich des Außerstreitverfahrens befasst sich dieser Beitrag schließlich vor allem mit
strittigen Fragen der Parteistellung für Antragstellung (Art 2 Abs 1 lit a AussStrG) und
materiell-rechtliche Betroffenheit (Art 2 Abs 1 lit c AussStrG).

Auf den BuA 2025/17, dessen Titel „Optimierung des Trustrechts“ fast klingt wie ein
Werbetext, doch in Wahrheit schlicht den STAR Trust (Special Trust Alternative Regime Trust)
der Kaimaninseln übernehmen will, der die Informations- und Antragsrechte von Begünstigten
durch einen sog enforcer ersetzt,2066 wird an der einen oder anderen Stelle hingewiesen.
Nach Redaktionsschluss hat der Landtag diese Reform beschlossen und die dafür nötigen
Änderungen des PGR sind im LGBl 2026/12 publiziert. Am 1. 7. 2026 tritt die Reform in Kraft
(IV. LGBl 2026/12); jedoch besteht für die Bestellung sogenannter Informationsberechtigter
bei bestehenden Treuhänderschaften eine Übergangsfrist von 18 Monaten, also bis Ende
2027 (III. Art 2 LGBl 2026/12).

II.  Gerichtsstand, internationale Zuständigkeit, Schiedsfähigkeit

Wenn man jedwede Personifizierung der Treuhänderschaft verneint, müsste man einen allg
Gerichtsstand für die Treuhänderschaft an sich verneinen. Ebenso müsste man eine
ausschließliche liechtensteinische Gerichtsbarkeit für Streitigkeiten aus dem
Treuhandverhältnis in Analogie zu Art 114 PGR ablehnen. Vor dieser Ansicht wären die
liechtensteinischen Gerichte für Verfahren zwischen Treugebern, Begünstigten oder
Gläubigern und Treuhändern der Treuhänderschaft nur dann zuständig, wenn der allg
Gerichtsstand mindestens eines der Treuhänder in Liechtenstein belegen wäre oder ein
besonderer Gerichtsstand begründet ist, insb der Vermögensgerichtsstand nach § 50 JN. Der
allg Gerichtsstand eines Treuhänders in Liechtenstein würde reichen, um eine Zuständigkeit
gegen alle Treuhänder zu begründen. Denn für die anderen besteht dann der Gerichtsstand
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der Streitgenossenschaft nach § 46 JN. In Bezug auf das Treuhandverhältnis oder
gemeinsame Verkehrsgeschäfte stehen die Treuhänder untereinander in einer materiellen
Streitgenossenschaft, ja einheitlichen Streitpartei. Für materielle Streitgenossen gilt § 46 JN
(für formelle nicht).2067 Daher kann die Klage gegen alle Treuhänder einer Treuhänderschaft
in Liechtenstein anhängig gemacht werden, wenn einer von ihnen seinen allg Gerichtsstand
hier hat.

Umgekehrt wären Klagen des oder der Treuhänder gegen den Treugeber, Begünstigte oder die
Treuhänderschaft in Liechtenstein zuständigkeitshalber nur zulässig, wenn der jeweilige
Beklagte seinen allg Gerichtsstand in Liechtenstein hätte oder der Gerichtsstand des
Vermögens begründet wäre. Solche Klagen sind denkbar über Honorar- oder
Freistellungsansprüche, Ansprüche auf Rückzahlung unberechtigter Ausschüttungen und
unrechtmäßiger Bereicherung oder positive oder negative Feststellungsansprüche zur
Klärung der Wirksamkeit der Treuhänderschaft. Ersteres, der allg Gerichtsstand von
Treugebern oder Begünstigten in Liechtenstein, ist selten, Zweiteres, eine Belegenheit von
Vermögen in Liechtenstein, häufig, aber nicht zwingend. Wenn der Streitgegenstand die
Gültigkeit der Treuhänderschaft an sich ist, wird man immerhin annehmen können, dass
dieser sich bei einer nach liechtensteinischem Recht bestehenden Treuhänderschaft in
Liechtenstein befindet und daher der Gerichtsstand des Streitgegenstandes iSd § 50 Abs 1
Fall 2 JN begründet ist.2068

Die Verfasser vertreten allerdings die Ansicht, dass die liechtensteinische Treuhänderschaft
hinreichend verselbstständigt und personifiziert (dazu unten Rz 17.20 ff; s auch Rz 17.62 ff)
und eine Sitzfähigkeit (dazu Rz 17.12) vorhanden ist, um Art 114 PGR (mit den nötigen
Adaptierungen, dazu sogleich) analog oder über die Verweisungskette von Art 910 Abs 5 PGR
zu § 45 TrUG und von dort zu Art 114 PGR anzuwenden. Der allg Gerichtsstand
liechtensteinischer Treuhänderschaften liegt in Liechtenstein. Art 114 Abs 2 PGR begründet
für die dort genannten Streitigkeiten sogar einen ausschließlichen Gerichtsstand. § 83b öJN
kennt die gleiche Gerichtsstandsregelung und bestimmt den Sitzgerichtsstand als
ausschließlichen. Der Zweck der Ausschließlichkeit der Sitzgerichtsbarkeit liegt darin,
Entscheidungsharmonie in Fragen der Verbandsverhältnisse zu garantieren.2069 Wo Art 114
Abs 2 PGR von Streitigkeiten aus dem Mitgliedschaftsverhältnis spricht, muss man bei der
Treuhänderschaft Streitigkeiten aus dem Treuhandverhältnis verstehen. Das sind solche
zwischen Begünstigten und Treuhändern über den Inhalt der Ansprüche des Begünstigten
einschließlich der Rückzahlung wegen eines treuhandurkundenwidrigen Übergenusses
(Art 226 Abs 3 PGR), aber auch zwischen Treuhändern und dem Treugeber oder dessen
Gesamtrechtsnachfolger, etwa wenn es um Honorar- und Freistellungsansprüche des
Treuhänders geht. Erfasst sind aber auch Grundlagenstreitigkeiten, also solche, bei denen
die Gültigkeit der Errichtung der Treuhänderschaft strittig ist. Art 114 PGR benennt zwar das
Mitgliedschaftsverhältnis als Referenzpunkt zur Abgrenzung der Zuständigkeit. Zweifelsohne
muss man die Bestimmung aber auf das Gründungsverhältnis erstrecken. Gem Art 114 PGR
ist das LG daher für Nichtigkeitsklagen (wegen Geschäftsunfähigkeit der Gründer2070 oder
gesetz- oder sittenwidrigen Verbandszwecks nach Art 123 f PGR) zuständig, welche die
Verbandsperson als solche betreffen.2071 Gem Art 114 Abs 4 PGR analog kann ein
Verantwortlichkeitsprozess gegen einen Treuhänder in Liechtenstein geführt werden, wenn
entweder die Treuhänderschaft ihren Sitz in Liechtenstein oder der beklagte Treuhänder
(auch vormalige Treuhänder) Wohnsitz (falls natürliche Person) oder Sitz (falls
Verbandsperson) im Lande hat. Die Ausschließlichkeit der beiden alternativen Anknüpfungen
dürfte wie bei Art 114 Abs 2 PGR zu bejahen sein, ist aber bisher nicht geklärt.2072

Art 114 PGR und § 45 TrUG knüpfen an den Sitz in Liechtenstein an. Liechtensteinische
Treuhänderschaften sind sitzfähig. Rechtsvergleichend lässt sich diese Aussage durch einen
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Blick auf das Lugano-Übereinkommen erhärten. Die Fähigkeit, einen Sitz zu haben, gesteht
das Lugano Übereinkommen allen Trusts zu (Art 5 Z 6 LugÜ), namentlich den englischen,
obwohl diese (ohne Zweifel) nicht rechtsfähig sind. Angesichts des Personifizierungsgrades,
den die liechtensteinische Treuhänderschaft im und durch das PGR erreicht hat (dazu unten
Rz 17.20 ff; s auch Rz 17.62 ff) muss das für die liechtensteinischen Treuhänderschaften
umso mehr gelten. Das Lugano-Übereinkommen bestimmt diesen Sitz nach dem
anwendbaren Recht.2073 Englische Trusts hatten2074 deshalb stets ihren Sitz in England,
auch wenn sich Vermögen und Treuhänder außerhalb befinden.2075 Liechtensteinische
Treuhänderschaften haben ihren Sitz zwingend in Liechtenstein, sind sie doch nach dessen
Recht organisiert. Was bei Verbandspersonen der Satzungssitz ist, über den der
Gerichtsstand, die internationale Zuständigkeit und das anwendbare Recht bestimmt wird, ist
bei Treuhänderschaften das anwendbare Recht. Die förmliche Bestimmung eines Sitzes
abseits der Bestimmung des anwendbaren Rechts kommt bei Treuhänderschaften praktisch
nicht vor. Häufig bestimmen Treuhandurkunden das sog forum of administration, also den
förmlichen Verwaltungsort, der fast immer mit dem anwendbaren Recht übereinstimmt. Eine
typische Klausel wäre:

Nach der hier vertretenen Meinung reicht zur Bestimmung des Sitzes der Treuhänderschaft
die Bestimmung des anwendbaren Rechts.

Will man die Anwendung von Art 114 PGR ablehnen, wäre bei den Gerichtsständen aus dem
Blickwinkel der Treuhänderschaft eine Gesetzeslücke in Liechtenstein auszumachen, die
dringend geschlossen gehörte, entweder durch die Schaffung eines eigenen Gerichtsstandes
oder durch eine allg Subsidiärzuweisung, die sich an der Ordinationsbefugnis des öOGH gem
§ 28 öJN (in aktueller oder früherer Fassung) orientieren könnte. Namentlich kommt eine
Ordination infrage, wenn den präsumtiven Klägern die Prozessführung im Ausland nicht
möglich oder zumutbar ist. Die Zumutbarkeit wird regelmäßig verneint, wenn ausländische
Urteile in Österreich nicht vollstreckbar wären.2076 Da Liechtenstein nur österreichische und
Schweizer Urteile vollstreckt, wäre diese Voraussetzung fast immer erfüllt. Eine eigentliche
Ordination des örtlich zuständigen Gerichts wäre in Liechtenstein nicht nötig, weil sich die
Zuständigkeit des LG auf das gesamte Staatsgebiet erstreckt. Deswegen ging man in
Liechtenstein von der Überflüssigkeit einer solchen Ordinationsbefugnis aus. Den
gesetzlichen Gerichtsständen kommt eine Doppelfunktion zu. Sie begründen neben dem
örtlichen Gerichtsstand zugleich die internationale Zuständigkeit.2077 Um diese positive
Wirkung der Lehre von der Doppelfunktion ging es bislang. Die Rsp ging nämlich der Frage
nach, ob das Vorhandensein eines örtlichen Gerichtsstands eine internationale Zuständigkeit
unwiderleglich begründe oder diese nur indiziere. Letzteres war die Auffassung der
Zivilgerichte,2078 bis der StGH im Erkenntnis LES 2007, 330 diese Indikationentheorie
verwarf. Liege ein Gerichtsstand vor, sei die internationale Zuständigkeit nicht nur indiziert,
sondern endgültig gegeben.2079 Wie ist es aber im umgekehrten Fall? Wie verhält es sich,
wenn an einer inländischen Gerichtstätigkeit ein hohes Bedürfnis besteht, weil
Berührungspunkte zu Liechtenstein in starker Intensität vorhanden sind, aber ein
Gerichtsstand fehlt? Dreht man die Lehre von der Doppelfunktion der Gerichtsstände um,
wäre das Fehlen eines Gerichtsstandes zugleich mit dem Verneinen der internationalen
Zuständigkeit gleichzusetzen.2080 Doch entsteht dann eine bislang wenig beachtete, aber

Beispiel
This Settlement is established under the laws of Liechtenstein which shall be the forum
for its administration.
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gravierende Regelungslücke, gerade bei der Treuhänderschaft, wenn keiner der Treuhänder in
Liechtenstein wohnt oder niedergelassen ist und die Treuhänderschaft ihr Vermögen nicht in
Liechtenstein verwaltet. Da die Treuhänderschaft allerdings nach liechtensteinischem Recht
besteht, in der Regel im Handelsregister eingetragen ist (Art 900 Abs 1 PGR; s aber Art 902
PGR, wobei von der Hinterlegung kaum Gebrauch gemacht wird) und der liechtensteinischen
Aufsichtsgerichtsbarkeit untersteht (Art 929 Abs 1 PGR),2081 kann an einer materiellen
internationalen Zuständigkeit des LG für Streitigkeiten aus und über das Treuhandverhältnis
kein Zweifel bestehen.

Streitigkeiten aus dem Treuhandverhältnis sind schiedsfähig. § 45 Abs 2 TrUG legt dies fest.
Die Bestimmung gilt für Treuhänderschaften aufgrund der Verweisung von Art 910 Abs 5
PGR.2082 Für Streitigkeiten, die im Außerstreitweg zu entscheiden sind, gilt dies nicht. Ob
das Außerstreitverfahren vAw eingeleitet wird oder über Antrag eines Beteiligten, sollte dabei
keine Rolle spielen.2083 Die für Stiftungen dazu einschlägige Rsp gilt für Treuhänderschaften
gleichermaßen.2084 Denn stiftungsrechtliche Außerstreitverfahren können ebenso wie
treuhandaufsichtsrechtliche (Art 929 Abs 1 und Abs 3 PGR) vAw oder über Antrag eingeleitet
werden (§ 35 Abs 1 StiG). Der OGH verneint die Schiedsfähigkeit für beide
Eröffnungsvarianten.2085 Das OG hat die Schiedsfähigkeit von Streitigkeiten über
Informationsansprüche von Begünstigten2086 (mit Billigung des StGH)2087 und über die
Mitgliedschaft in Zusatzorganen2088 bejaht, auch wenn sie sonst im Außerstreitverfahren
geltend zu machen sind.2089 In der Schweiz gelten Materien der freiwilligen und
summarischen Gerichtsbarkeit sowie Streitigkeiten über Organisationsmängel nicht als
schiedsfähig.2090

Kraft § 45 Abs 2 iVm Art 910 Abs 5 PGR kann der Treugeber die Schiedsgerichtsbarkeit
einseitig anordnen, ohne dass es einer Zustimmung der Begünstigten oder anderer
Beteiligter bedürfte.2091 Nicht geklärt ist, ob die Treuhänder oder sonst zuständige Beteiligte
im Rahmen einer eingeräumten Befugnis zur Änderung der Treuhandurkunde eine
Schiedsklausel im Nachhinein einführen können und ob in einem solchen Fall die
Begünstigten oder sonst Beteiligten sich der Schiedsklausel durch eine eigene
Willensbetätigung unterwerfen müssen. Im gesellschaftsrechtlichen Kontext verlangt der
öOGH die Zustimmung aller Mitglieder zur nachträglichen Einführung einer
Schiedsklausel.2092 In der Schweiz ist die Frage nicht höchstgerichtlich geklärt. Im
Schrifttum gibt es Stimmen, die für die Einführung einer Schiedsklausel nur das
Beschlussquorum für Statutenänderungen als maßgeblich erklären,2093 während andere
eine Zustimmung jedes einzelnen Mitglieds fordern.2094

Die liechtensteinischen Gerichte dürften eine freizügigere Auffassung vertreten, wenn man
die eine oder andere Formulierung extrapoliert, die man in den bisherigen Aussagen zur
Schiedsgerichtsbarkeit vorfindet. Im Rahmen ihrer Änderungsbefugnis, sagt der OGH etwa,
dürften Treuhänder eine ursprünglich vorhandene Schiedsklausel aufheben oder ändern.2095
Das lässt erahnen, dass die Gerichte auch die umgekehrte Richtung, die Begründung einer
Schiedsgerichtsbarkeit im Nachhinein ohne Zustimmung aller Beteiligten zulassen würden,
wenn eine allg Änderungsbefugnis eingeräumt ist und die Voraussetzungen zu deren
Ausübung eingehalten sind. Ob die einseitige Anordnung der Schiedsgerichtsbarkeit durch
den Treugeber oder später durch die Treuhänder im Rahmen einer an sich zulässigen
Änderung der Treuhandurkunde der Überprüfung durch den EGMR standhält, bleibt dennoch
zweifelhaft. Denn die Rechtsweggarantie von Art 6 EMRK, die insb einen Anspruch auf
Öffentlichkeit vermittelt, gilt naturgemäß auch für unentgeltlich erworbene Ansprüche, zu
denen viele Begünstigungen (wenn auch nicht alle!) zählen. Eine einseitig aufgezwungene
Schiedsgerichtsbarkeit kann unter diesem Gesichtspunkt verfassungswidrig sein.2096
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Nur noch eingeschränkt anwendbar ist Art 931 PGR. Die Bestimmung lässt die Errichtung
und Eintragung von Treuhänderschaften nach ausländischem Recht zu, beschränkt die
Anwendung des ausländischen Rechts aber auf die inneren Verhältnisse der
Treuhänderschaft und verlangt obendrein ein obligatorisches Schiedsgericht über
Streitigkeiten aus dem Innenverhältnis. Die Bestimmung steht in engem Zusammenhang mit
einer durch die PGR-Novelle 1980 aufgehobenen Parallelbestimmung für das Verbandsrecht
(Art 630 PGR 1926). Unter den gleichen Bedingungen konnten ausländische
Verbandspersonen in Liechtenstein errichtet und in das Handelsregister eingetragen werden
(Art 629 ff PGR 1926). Das ausländische Recht galt wie bei Art 931 PGR nur für das
Innenverhältnis und Streitfragen mussten durch ein obligatorisches Schiedsgericht
entschieden werden (Art 630 Abs 1–3 PGR 1926).

Art 931 überlebte die PGR-Novelle 1980 (LGBl 1980/39).2097 Ein Versehen kann das damals
nicht gewesen sein, weil der Wortlaut der Bestimmung geändert wurde.2098 Als das IPRG
durch LGBl 1996/194 kundgemacht wurde, wurden einige Bestimmungen des PGR
aufgehoben, Art 931 PGR sollte allerdings gewahrt bleiben (Art 55 IPRG). Wenig später
änderte der Gesetzgeber auch die kollisionsrechtlichen Bestimmungen des PGR umfassend
(LGBl 1997/19). Auf diese Änderung geht die heutige Fassung des Art 930 PGR zurück. Das
anwendbare Recht bei Treuhänderschaften bestimmt sich seither primär nach der in der
Treuhandurkunde vorgenommenen Rechtswahl. Ferner ist Liechtenstein dem Haager
Trustübereinkommen (LGBl 2006/62) beigetreten, das ebenfalls den Grundsatz der freien
Rechtswahl etabliert (Art 6 Abs 1 HTÜ). Die Liechtensteiner Gerichte dürfen also die
Anwendung ausländischen Trustrechts seither nicht verweigern, nur weil kein Schiedsgericht
in der Treuhandurkunde vorgesehen ist. Dem Art 931 PGR ist insoweit durch LGBl 1997/19
und LGBl 2006/62 materiell derogiert. Lex posterior derogat legi priori. Einen
Restanwendungsbereich kann man der Bestimmung insoweit zubilligen, als das Amt für
Justiz Eintragung und Hinterlegung einer nach ausländischem Recht errichteten
Treuhänderschaft von den Voraussetzungen des Art 931 PGR abhängig machen darf. Art 931
PGR ist also fast totes Recht.

III.  Parteifähigkeit der Treuhänderschaft

Die Rsp verneint die Parteifähigkeit der Treuhänderschaft seit LES 2018, 196.2099 Der
überwiegende Teil des Schrifttums sieht es ebenso.2100 Da die gegenwärtige Abhandlung im
Handbuch rechts- und gerichtspraktischen Interessen dient, unterbleibt hier eine –
andernorts stattfindende –2101 vertiefte dogmatische Analyse und Herausforderung dieser
konventionellen Haltung. Die Verfasser begnügen sich damit, auf starke Hinweise für die
Annahme einer Parteifähigkeit im PGR hinzuweisen, während dieser Beitrag ansonsten von
der fehlenden Parteifähigkeit ausgeht:

1.  Die Klageansprüche nach Art 912 Abs 3 PGR und Art 925 Abs 5 PGR zur Rückholung
eines zweckwidrig entäußerten Vermögensgegenstandes oder zur Herausgabe der
Bereicherung jenes Treuhänders, der das Treugut für vorteilhafte eigene Geschäfte
fehlverwendet hat, sind nicht zugunsten des Treuhänders, sondern „zu Gunsten des
Treuhandvermögens“ 2102 (Art 912 Abs 3 PGR) oder „zu Gunsten des Treuhandgutes“
(Art 925 Abs 5 PGR) geltend zu machen. Für die Ansprüche nach Art 924 Abs 1 PGR
(Verantwortlichkeit) wird das Gleiche vertreten.2103 Und bei der Geltendmachung des
Anspruchs auf Aussonderung des Treuhandvermögens in der Insolvenz des Treuhänders
oder bei unzulässigem Vollstreckungszugriff auf das Treuhandvermögen durch
Klageberechtigte (Art 915 Abs 5 PGR) muss es ebenso sein. Denn die
Aussonderungsansprüche bestehen zugunsten des Treuhandvermögens, nicht zugunsten
der Klageberechtigten.
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2.  Bei der Exekution in das Vermögen des Treuhänders und in der Insolvenz des
Treuhänders ist das Treugut als Fremdeigentum auszusondern (Art 915 Abs 2, Art 915
Abs 5 PGR). Die Theorie vom Treuhänder als Eigentümer2104 ist dann offenbar falsch. Da
die Begünstigten ebenfalls nicht Eigentümer sind, bleibt die Frage, wo das Eigentum
verankert ist. Wäre der Treuhänder Eigentümer und wären die Ansprüche der Begünstigten
nur über eine dingliche Wirkung des Zwecks der Treuhänderschaft abgesichert, dürfte man
das Treugut nur absondern (Art 45 IO). Tatsächlich ist das Treugut von der Insolvenz des
Treuhänders gar nicht betroffen und selbstständig insolvenzfähig (Art 916 Abs 4 PGR).

3.  Die Marginalie zu Art 916 PGR und der Text von Art 916 Abs 1 PGR benennen das
Treugut (nicht den Treuhänder) als Schuldner treuhandbezogener Verpflichtungen. Nicht
einmal subsidiär haftet der Treuhänder persönlich, wenn er unter Hinweis auf seine
Eigenschaft gehandelt hat (Art 916 Abs 1 PGR).2105 Art 916 Abs 4 PGR erklärt das
Treugut folgerichtig zur insolvenzfähigen Vermögensmasse. Parteifähigkeit und
Insolvenzfähigkeit gehen typischerweise Hand in Hand. Das zeigt sich bspw bei einer
Nachlassseparation, die nach Einantwortung des Nachlasses fortwährt. Obwohl der
Nachlass nach Einantworten seine Rechtspersönlichkeit verloren hat, bleibt der separierte
Nachlassteil weiterhin insolvenz- und parteifähig.2106 Das Treugut eines common law
trust ist dagegen weder Subjekt noch Objekt eines Insolvenzverfahrens. Gläubiger eines
trustee eines englischen Trust können unter keinen Umständen direkt auf das Treugut
greifen, auch nicht in der Insolvenz des Treuhänders. Der Zugriff findet ausschl indirekt
über den Freistellungsanspruch des Treuhänders (hier: Art 920 Abs 1 PGR) statt.2107

4.  Zur Geltendmachung seiner persönlichen Ansprüche kann der Treuhänder gem Art 920
Abs 4 PGR das Treugut unmittelbar klagen. In dieser Anordnung der Parteifähigkeit sehen
Rsp und Schrifttum eine Ausnahme, weil der Treuhänder sonst nicht klagen könne.2108
Doch hält diese prima vista überzeugende Ansicht der Nachprüfung nicht stand. Bei der
Ein-Treuhänder-Treuhänderschaft besteht kein Klagebedürfnis, weil der Treuhänder befugt
ist, sich für seine Ansprüche aus dem Treuhandvermögen zu befriedigen (Art 921 Abs 3
PGR). Nur, wenn Mittreuhänder oder Nachfolgetreuhänder ihrem Kollegen oder Vorgänger
die Ansprüche streitig machen, kann ein Klagebedürfnis überhaupt entstehen. In diesen
Fällen könnte der Berechtigte aber seine Mittreuhänder oder Nachfolgetreuhänder
klagen.2109 Der Gesetzgeber hatte also keinen zwingenden Anlass, die Möglichkeit zur
Klage gegen das Treugut gem Art 920 Abs 4 PGR zu schaffen. Vielmehr macht die
Bestimmung eine Personifizierung der Treuhänderschaft sichtbar, die angesichts des
Verselbstständigungsgrades des Treuhandvermögens im PGR ohnehin angelegt ist.

IV.  Bilden die Treuhänder eine einheitliche Streitpartei oder
notwendige Streitgenossenschaft?

Ob die Treuhänder in Streitigkeiten, die mit ihrer Tätigkeit zusammenhängen, eine einheitliche
Streitpartei iSd § 14 ZPO bilden, kann man nicht mit einem einfachen Ja oder Nein
beantworten. Zwischen Aktiv- oder Passivprozessen ist ebenso zu unterscheiden wie
danach, aus welchem Rechtsgrund geklagt wird. Relevant ist ferner, ob der Kläger
unmittelbar die Exekution in das Treugut oder nur in den Freistellungsanspruch des
Treuhänders nach Art 920 Abs 1 PGR sucht oder ob er überhaupt eine persönliche Haftung
des Treuhänders in Anspruch nimmt.

Treuhänder, die gemeinschaftlich klagen oder gemeinschaftlich geklagt werden, bilden grds
eine einheitliche Streitpartei, weil die rechtserzeugenden Gründe zwangsläufig gleich und
unterschiedliche E in der Regel nicht denkbar sind.2110 Eine notwendige
Streitgenossenschaft bilden sie deswegen nicht zwingend. Eine solche liegt vor, wenn eine
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gemeinschaftliche Klage auf Aktiv- oder Passivseite vom materiellen Recht gefordert ist und
eine materiell-rechtliche Gesamtbindung des Anspruchs vorliegt.2111 Wie die weiter unten
ausgeführten Einzelklagebefugnisse zeigen, besteht ein solcher gemeinschaftlicher
Klagezwang in vielen Fällen nicht (Rz 17.41 ff). Wenn gleichwohl mehrere Einzelklagebefugte
das Klagerecht gemeinschaftlich ausüben, bilden sie eine materielle Streitgenossenschaft,
aber eher nicht eine einheitliche Streitpartei2112 (vgl Art 912 Abs 3 PGR „sei es einzeln oder
als Streitgenossen“).2113

A.  Passivprozesse aus Sicht der Treuhänderschaft

1.  Ansprüche des Treugebers oder seiner Rechtsnachfolger
(Grundlagenstreitigkeiten)

Klagt ein Treugeber oder dessen Gesamtrechtsnachfolger auf Feststellung der Nichtigkeit der
Treuhänderschaft oder deren Aufhebung und Restitution, richtet sich die Klage gegen alle
Treuhänder. Da sie gemeinsam (zur gesamten Hand) im Besitz des echten oder präsumtiven
Treuhandvermögens stehen und das Verfügungsrecht darüber gemeinsam ausüben (Art 911
Abs 4, Art 922 Abs 3 PGR),2114 bilden sie eine notwendige Streitgenossenschaft. 2115

Gleiches gilt, wenn ein Begünstigter einen solchen Grundlagenanspruch,
Feststellungsinteresse und Aktivlegitimation vorausgesetzt, erhebt. Er muss die Klage gegen
alle Treuhänder richten, weil sich die Wirkung des Urteils auf alle Treuhänder, seien sie auch
nur präsumtive Treuhänder, erstrecken muss.2116

2.  Ansprüche Begünstigter

Die Klage auf Ausschüttung strebt einen unmittelbaren Zugriff auf das Treugut an. Da
verfügungsberechtigt nur die Treuhänder gemeinsam sind (Art 911 Abs 4, Art 922 Abs 3 PGR,
Art 32 SR)2117 und da verschiedene unterschiedliche Prozessausgänge undenkbar
sind2118, bedarf es der Klage gegen alle Treuhänder. Sie bilden eine notwendige
Streitgenossenschaft. Gleiches gilt, wenn Begünstigte sonstige Ansprüche aus dem
Treuhandverhältnis stellen, etwa solche auf Information oder Rechnungslegung.

Anderes gilt, wenn ein Begünstigter Ansprüche aus Verantwortlichkeit stellt. Dann richtet sich
die Klage gegen den fehlbaren Treuhänder. Die Einzelklagebefugnisse bei der
Treuhänderschaft behandeln die Verfasser im Detail weiter unten.

3.  Ansprüche aus Verkehrsgeschäften

Geht es um die Geltendmachung von Ansprüchen aus Verkehrsgeschäften, welche die
Treuhänder abgeschlossen haben, muss man unterscheiden. Hat ein Treuhänder ein solches
Verkehrsgeschäft in indirekter Stellvertretung abgeschlossen, richtet sich die Klage des
Vertragspartners nur gegen diesen Treuhänder, und umgekehrt ist es genauso. Für das
Handeln in indirekter Stellvertretung – wenn auch zur Förderung des
Treuhänderschaftszwecks und also im Rahmen der Geschäftsführung – kann es viele Gründe
geben:

Bei der Begründung von Bankbeziehungen haben etwa Schweizer Banken lange Jahre den
Zusatz „in der Eigenschaft als Treuhänder des X Trust“ gar nicht akzeptiert.2119 Auch kann
es um Fragen der Vertraulichkeit gehen oder den Umstand, dass nur ein Treuhänder in einer
Vertrauensbeziehung zu einem Dritten steht, mit dem ein Geschäft abgeschlossen werden
soll.2120 Manchmal besteht der Zugang zu einer Geschäftsgelegenheit nur für einen
Treuhänder persönlich. Dann kann persönliches Handeln erforderlich sein.2121 Manchmal
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geht es auch um schlichte Fragen der Praktikabilität. Wer zB hat je schon
treuhänderschaftsbezogene Reisen „in seiner Eigenschaft als Treuhänder der
Treuhänderschaft X“ gebucht? Bei nicht allg als rechtsfähig anerkannten Gebilden wie der
einfachen Gesellschaft oder der Treuhänderschaft ist Handeln in indirekter Stellvertretung
nicht untypisch.2122 In all diesen und weiteren Fällen besteht der Freistellungsanspruch
des Treuhänders gegenüber der Treuhänderschaft (oder seinen Mittreuhändern) ganz
genauso. Die allerdings selbst gleich wieder stark relativierte Meinung von
Schopper/Walch, dass das Handeln in indirekter Stellvertretung in der Regel pflichtwidrig
sei,2123 ist nicht haltbar. Eine Pflichtwidrigkeit würde verwirklicht, wenn der in indirekter
Stellvertretung handelnde Treuhänder ohne Zustimmung oder nachträgliche Genehmigung
seiner Mittreuhänder handelt, sie nicht informiert oder wenn er den Vorteil aus dem
Geschäft der Treuhänderschaft nicht zuwendet. In dringenden Fällen ist das Einholen der
Zustimmung der Mittreuhänder nicht erforderlich (Art 922 Abs 3 PGR). Nicht ankommen
kann es auf eine solche Gefahr im Verzug, wenn der Mittreuhänder seine Pflicht zur
Zusammenarbeit grds eingestellt hat und für Zustimmungen nicht zur Verfügung steht oder
sie willkürlich dauerhaft blockiert. Dann müssen die übrigen Treuhänder weiterhin
geschäftsführungsbefugt bleiben, bis das Gericht die nötigen Maßnahmen (Abberufung)
treffen konnte.

Soweit der Treuhänder im Rahmen seiner Befugnis und seiner Pflicht, alles zu tun, was den
Zweck der Treuhänderschaft fördert, handelt, ist es ihm überlassen (business judgment), ob
er sein Handeln als Treuhänder einer bestimmten Treuhänderschaft kundtut oder in indirekter
Stellvertretung handelt.

Handelt es sich um eine Klage aus einem Verkehrsgeschäft, welches die Treuhänder in ihrer
bekannt gegebenen Eigenschaft als Treuhänder geschlossen haben, hängt die Frage der
einheitlichen (und notwendigen) Streitpartei vom Klageziel ab. Will der Gläubiger direkt in das
Treugut vollstrecken, muss er alle Treuhänder als notwendige Streitgenossen klagen. Meist
lautet das Klagebegehren auf „. . . ist/sind schuldig . . . bei sonstiger Exekution in das
Vermögen der Treuhänderschaft X zu zahlen“.2124 Nach hier vertretener Meinung würde es
auch reichen, die Treuhänder unter ausdrücklichem Hinweis auf ihre Treuhändereigenschaft
zu klagen, weil dann nur die Zwangsvollstreckung in das Treuhandvermögen möglich ist.2125

Macht der Gläubiger indessen die persönliche Haftung des Treuhänders geltend, kann er
jeden Treuhänder einzeln klagen, weil deren Haftung solidarisch ist (Art 916 Abs 1 PGR:
„persönlich unbeschränkt und mit allfälligen Mittreuhändern solidarisch“). Klagt er mehrere
oder alle Treuhänder aus der persönlichen Haftung nach Art 916 Abs 2 PGR, bilden sie eine
materielle Streitgenossenschaft (§ 11 Z 1 ZPO).2126 Nach herkömmlicher Auffassung im
Schrifttum haftet der Treuhänder nur subsidiär. 2127 Klagt der Dritte den Treuhänder
persönlich wegen dessen solidarischer Haftung, mag die Klage abzuweisen sein, weil die
Voraussetzung der Subsidiarität (noch) nicht erfüllt ist, aber nicht, weil der Dritte nicht
sämtliche Treuhänder klagte. An den Grundsätzen der einheitlichen Streitpartei oder
notwendigen Streitgenossenschaft würde die Klage nicht scheitern. Der Subsidiarität wäre
übrigens auch Genüge getan, wenn der Gläubiger nur in den Freistellungsanspruch des
Treuhänders nach Art 920 Abs 1 PGR vollstrecken möchte. Das Klagebegehren würde dann
lauten „. . . ist/sind schuldig . . . bei sonstiger Exekution in den Freistellungsanspruch des
Treuhänders nach Art 920 Abs 1 PGR gegenüber dem Vermögen der Treuhänderschaft X zu
zahlen“. Denn obwohl der Freistellungsanspruch des Treuhänders zu seinem Privatvermögen
gehört, bezweckt er den Schutz des Privatvermögens vor Haftungen aus der
Treuhänderschaft. Die Exekution über den Freistellungsanspruch, also der indirekte Zugriff
auf das Treugut, führt im Ergebnis zur gleichen Schonung des Privatvermögens des
Treuhänders wie die direkte Vollstreckung in das Treugut.
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Wie ist mit Klagebegehren umzugehen, bei denen die Einschränkung „bei sonstiger Exekution
in das Vermögen der Treuhänderschaft X“ oder „bei sonstiger Exekution in den
Freistellungsanspruch“ fehlt? Ist die Klage als aliud abzuweisen oder kann ihr unter
Anbringen der Einschränkung als minus stattgegeben werden?

Will der Gläubiger unmittelbar in das Treugut vollstrecken, ist die Klage abzuweisen. Nimmt
man Art 897 PGR beim Wort, dann sind der Treuhänder in seiner Eigenschaft als solcher und
als Privatperson zwei verschiedene Rechtspersonen (so auch Art 919 Abs 3 PGR). Die beiden
Begehren sind alia. In einer rezenten E hat das OG obiter dictum allerdings auch die
urteilsmäßige Einschränkung des Klagebegehrens auf die unmittelbare Exekution in das
Treuhänderschaftsvermögen als ein zulässiges minus angesehen.2128

Möchte der Gläubiger in das Privatvermögen des Treuhänders vollstrecken, muss man weiter
differenzieren. Liegen die Voraussetzungen der Subsidiarität der Haftung vor, ist der Klage
stattzugeben. Liegen sie (noch) nicht vor, kann das Gericht den Zusatz „bei Exekution in den
Freistellungsanspruch . . .“ anbringen und muss der Klage ebenfalls stattgeben. Da der
Freistellungsanspruch zur persönlichen Vermögenssphäre des Treuhänders gehört, ist die
Einschränkung ein bloßes minus.

In jedem Fall ist der Berichtigung der Parteibezeichnung oder der Berichtigung des
Klagebegehrens großzügig stattzugeben und es liegt ein Fall richterlicher Anleitungspflicht
vor, wenn das erklärte Klageziel (unmittelbare oder nur mittelbare Vollstreckung in das
Treugut) mit dem Begehren nicht übereinstimmt.

Wenn man den Treuhänder als Schuldner der Verkehrsverbindlichkeiten der
Treuhänderschaften ansieht,2129 dann käme auch noch folgende Lösung in Betracht: Zum
Ausgleich der Verkehrsschuld steht dem Treuhänder der Freistellungsanspruch zu, der sich
(auch) auf das Treugut richtet2130 (Art 920 Abs 4 PGR). Dann könnte jeder
Verkehrsgläubiger jeden Treuhänder auch einzeln (und persönlich) klagen, weil deren
Haftung eine solidarische ist (Art 916 Abs 1 PGR). Eine notwendige Streitgenossenschaft
bestünde dann nicht. Sind mehrere Treuhänder gemeinsam beklagt, bilden sie bloß (aber
immerhin) eine materielle Streitgenossenschaft (§ 11 Z 1 ZPO).2131 Das Prinzip der
Subsidiarität würde ausschl über den Freistellungsanspruch verwirklicht. 2132 Der
Verkehrsgläubiger hätte zunächst auf diesen Freistellungsanspruch zu greifen, bevor er das
sonstige Privatvermögen verwerten darf, wenn dieses nicht nach Art 916 Abs 1 PGR von
jeder Haftung befreit ist.

4.  Exkurs: subsidiäre Haftung?

Die Wendung „soweit sie durch das Treugut nicht gedeckt sind“ in Art 916 Abs 1 PGR wird
gemeinhin als Anordnung einer subsidiären Haftung des Treuhänders interpretiert.2133 Blickt
man auf die Historie der Bestimmung, kommen allerdings Zweifel auf. In der Urfassung des
PGR bezog sich Art 916 Abs 1 PGR auf verdeckte Treuhänderschaften. Bei verdeckten
Treuhänderschaften kann der Dritte, der mit dem Treuhänder ein Verkehrsgeschäft
abgeschlossen hat, gar nicht erkennen, dass sein Vertragspartner in der Eigenschaft als
Treuhänder handelt. Eine persönliche und primäre Haftung des Treuhänders ist dann
zwingend. Die Wendung könnte schlicht auf die logische Annahme hindeuten, dass der
Treuhänder für treuhänderschaftsbezogene Schulden zunächst das Treugut verwendet und
eine persönliche Haftung erst relevant wird, wenn dieses erschöpft ist.

Zum persönlichen Vermögen des Treuhänders gehört auch der Freistellungsanspruch nach
Art 920 Abs 1 PGR. Art 916 Abs 1 PGR bietet Grundlage dafür, dass der Gläubiger auf diesen
Freistellungsanspruch greifen darf. Vielleicht ordnet Art 916 Abs 1 PGR sogar an, dass dieser
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Freistellungsanspruch vorrangig für treuhänderschaftbezogene Gläubiger zur Verfügung
steht und von diesen auch zu verwerten ist, bevor sie Privatvermögen des Treuhänders
angreifen. Aber bei der verdeckten Treuhänderschaft müsste dann spätestens im
Exekutionsverfahren die Existenz der Treuhänderschaft offenbart werden.

Bei der offenen Treuhänderschaft war die Haftungsregelung in der Urfassung des PGR in
Art 916 Abs 2 PGR enthalten. Der Absatz verwies auf die Regelung des Abs 1 und ordnete
darüber hinaus an, was seit der PGR-Novelle 1980 in Art 916 Abs 1 PGR steht. Die
Bestimmung ließ die Haftung des Treuhänders ganz entfallen (!), also auch die subsidiäre,
wenn er nachweisen konnte, dass der Dritte sich nicht auf eine persönliche Haftung verlassen
hatte. Beim Handeln in offener Treuhandschaft geht man heutzutage stets vom Entfall jeder
persönlichen Haftung aus.2134 Ganz augenscheinlich ist das im Fondsgeschäft, wenn ein
Investmentfonds als Treuhänderschaft organisiert ist.2135

Der Erstverfasser hat schon andernorts begründet, warum bei den offenen
Treuhänderschaften – und um solche handelt es sich heutzutage durchwegs – der Entfall
jeder (auch subsidiären) persönlichen Haftung ein wesentliches Argument für die
Parteifähigkeit der Treuhänderschaft selbst bildet.2136

B.  Aktivprozesse aus Sicht der Treuhänderschaft

Klagen Treuhänder Ansprüche in ihrer Eigenschaft als solche ein, bilden sie auf Aktivseite
eine einheitliche Streitpartei. Eine notwendige Streitgenossenschaft sind sie oft nicht, weil
vielfältige Einzelklagebefugnisse bestehen, die nachstehend behandelt werden. Auch wäre
wieder zu unterscheiden, ob die Treuhänder nach außen in ihrer Eigenschaft als solche
auftraten oder in indirekter Stellvertretung. Letzterenfalls müsste der Treuhänder, der als
indirekter Stellvertreter aufgetreten ist, den Anspruch durchsetzen, solange er nicht an die
Treuhänderschaft abgetreten ist. In der Schweiz vollzieht sich eine solche Rechtsübertragung
bereits von Gesetzes wegen. Das Auftragsrecht, das bei der indirekten Stellvertretung zur
Anwendung kommt, sieht dort für Ansprüche, die dem Auftragnehmer aus der Ausführung
des Geschäftes erwachsen, eine Legalzession vor (Art 401 OR).

Von den Kosten ist der Treuhänder, der einen Anspruch in indirekter Stellvertretung einklagt,
freizustellen (Art 920 Abs 1 PGR). Den Vorteil aus dem Verfahren muss er der
Treuhänderschaft weiterreichen (Art 925 Abs 1 PGR).

C.  Einzelklagebefugnisse

Zum Schutz des Treuhandvermögens begründet das PGR eine Reihe von
Einzelklagebefugnissen, die von Mittreuhändern, Treugebern und Begünstigten ausgeübt
werden können. Sofern solche Einzelklagebefugnisse ausgeübt werden, gelten die Regeln der
notwendigen Streitgenossenschaft auf Aktivseite nicht. Im Verfahren zu 06 CG.2007.337
hatte das OG das übersehen. Die Einzelklagebefugnis der Begünstigten nach Art 912 Abs 3
PGR könne nach Beendigung der Treuhänderschaften nur noch durch alle gemeinschaftlich
ausgeübt werden, hatte das OG entschieden.2137 Zu Recht korrigierte der OGH diese
offenkundige Fehlauffassung.2138 Mehrere Einzelklagebefugte, die denselben Anspruch
gemeinschaftlich einklagen, sind materielle Streitgenossen, aber wohl keine einheitliche
Streitpartei (vgl Art 912 Abs 3 PGR „Streitgenosse“). Womöglich sind mehrere Treuhänder, die
ein Einzelklagerecht gemeinsam ausüben, sei es mit oder ohne Beteiligung weiter
einzelklagebefugter Personen (wie Begünstigten oder Treugebern), untereinander eine
einheitliche Streitpartei, aber auch darüber lässt sich trefflich streiten. Wegen des
Einzelklagerechts muss jeder Kläger individuell befugt sein, seine Klage wieder
zurückzuziehen oder anderweitig darüber zu disponieren. Auswirkungen auf die anderen
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Streitgenossen hat das nicht. Ebensowenig tangieren solche Dispositionen den materiell-
rechtlichen Anspruch. Bei den Einzelklagerechten handelt es sich nämlich um die Befugnis,
einen materiell-rechtlich fremden Anspruch im eigenen Namen geltend zu machen. Zieht
daher ein Klageberechtigter seine Klage unter Anspruchsverzicht zurück, verfügt er nur über
seine Prozessbefugnis. Eine Verfügung über den materiell-rechtlich fremden Anspruch steht
ihm nicht zu (Nachweise bei Rz 17.42).

1.  Art 912 Abs 3 PGR: Recht zur Spurfolge

Hat ein Treuhänder treuwidrige Verfügungen zulasten des Treuhandvermögens
vorgenommen, steht den anderen Beteiligten eine solche Einzelklagebefugnis zu (Art 912
Abs 3 PGR). Die Befugnis wird gemeinhin Spurfolgerecht genannt. Die Bezeichnung kommt
aus einer Übersetzung der englischen following oder tracing rights. Ganz dasselbe sind
tracing rights und der Spurfolgeanspruch aber nicht. Im englischen Recht folgen die
Beteiligten dem zweckentfremdeten Vermögen. Angesichts der sachenrechtlichen
Konzeption des englischen Trusts bleibt die Widmung auf dem Vermögen haften und der
neue Inhaber muss die Regeln der Treuhandurkunde beachten. In Liechtenstein ist es
gewissermaßen umgekehrt, der Spurfolgeberechtigte holt das Vermögen zurück. Die Klage
ist eine Eigentums- oder Bereicherungsklage und lautet auf Herausgabe des
zweckentfremdeten Guts oder im Verwendungsfalle Herausgabe der Bereicherung. Der
Klageberechtigte, Mittreuhänder (einschließlich eines vom LG zu diesem Zweck bestellten
Treuhänders), Treugeber, Begünstigter, erhebt die Klage im eigenen Namen als
Prozessstandschafter für die Treuhänderschaft „zugunsten des Treuhandvermögens“. Über
den Anspruch inhaltlich disponieren kann der Einzelkläger nicht. Da der geltend gemachte
Anspruch der Treuhänderschaft zusteht, kann nur nach den Regeln dieser Treuhänderschaft
(vom Treuhänder) darüber disponiert werden. Der Einzelkläger kann nur über seine
Klagebefugnis disponieren. Nimmt er die Klage unter Anspruchsverzicht zurück, bezieht sich
der Verzicht nur auf seine Klagebefugnis, nicht auf den materiellen Anspruch.2139

Zur hinreichenden Bestimmung des Klagebegehrens muss der Kläger das
Treuhandverhältnis individuell bezeichnen. Er kann dazu die im Handelsregister eingetragene
Bezeichnung des Treuhandverhältnisses verwenden, bei nicht eingetragenen
Treuhandverhältnissen die Bezeichnung aus der Treuhandurkunde. Das Datum der
Treuhandurkunde und der Errichter sollten benannt werden. Den Treuhänder, der bei einer
erfolgreichen Klage das Treugut zurücknimmt, muss der Kläger nicht benennen.2140 Bei
Geltendmachung eines Spurfolgeanspruchs zugunsten einer gelöschten Treuhänderschaft
ist die Benennung des Treuhänders mitunter gar nicht möglich. Sind Spurfolgeansprüche
entstanden, kommt es auch häufig zu einem Wechsel in der Zusammensetzung der
Treuhänder. Denn eine treuwidrige Verfügung über Treugut wird in aller Regel zur Abberufung
nach Art 929 Abs 3 PGR führen.

Der Spurfolgeanspruch hat Ähnlichkeiten zur actio pro socio bei den Personengesellschaften
des bürgerlichen Rechts und des Handelsrechts.2141 Wird eine actio pro socio zugunsten
einer nicht rechtsfähigen Gesellschaft (einfache Gesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen
Rechts) geltend gemacht, ist es auch dort nicht nötig, alle aus der Klage begünstigten
Gesellschafter zu bezeichnen.2142 Nötig ist nur die hinreichend individualisierte
Bezeichnung der einfachen Gesellschaft selbst.

Ist eine solche Klage erfolgreich, wird sie zugunsten des dann amtierenden Treuhänders
vollstreckt. War der Treuhänder im Klagebegehren nicht genannt, gelten bei der
Exekutionsführung Art 5 f EO analog.2143 Die Treuhänderstellung ist durch Urkunden gem
Art 5 EO nachzuweisen. Sind Nachweise in der in Art 5 EO geforderten Form nicht vorhanden
(öffentliche Urkunde oder eine solche, auf der die Unterschriften der Parteien beglaubigt
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sind), bedarf es einer Titelergänzungsklage nach Art 6 EO.2144 Bei der eingetragenen
Treuhänderschaft erfüllt der Handelsregisterauszug die Formerfordernisse. Bestreitet die
verpflichtete Partei die Treuhändereigenschaft des eingetragenen Treuhänders, kann sie
Impugnationsklage nach Art 19 Abs lit a EO analog erheben. Der Treuhänder selbst – sofern
nicht als Kläger aufgetreten – kann ein stattgebendes Urteil nicht vollstrecken. 2145
Betreibender Gläubiger ist der erfolgreiche Kläger, nicht der Treuhänder.

2.  Exszindierung und Aussonderung bei Zugriff der Gläubiger des
Treuhänders oder in der Insolvenz des Treuhänders

Ähnlich verhält es sich bei Aussonderungsansprüchen zum Schutz des Treuguts vor
exekutivem Zugriff durch Privatgläubiger des Treuhänders. Der Aussonderungsanspruch ist
wie bei Art 912 Abs 3 PGR ein Herausgabeanspruch oder bei Vermischung mit
Privatvermögen ein Bereicherungsanspruch. Wie bei Art 912 Abs 3 PGR ist der Anspruch auf
Aussonderung (also Herausgabe) oder Ersatz (also Bereicherung) zugunsten des
Treuhandvermögens geltend zu machen, auch wenn Art 915 Abs 5 PGR das nicht direkt
ausspricht. Es liegt in der Natur der Sache, dass Treugeber, Mittreuhänder oder Begünstigte
den Anspruch nicht für ihr persönliches Vermögen geltend machen können und dürfen.

3.  Verantwortlichkeit (Art 924 PGR) und Abschöpfung der Bereicherung
(Art 925 PGR)

Einzelklagebefugnisse gibt es auch zur Geltendmachung der Verantwortlichkeit des
Treuhänders oder zur Abschöpfung der Bereicherung beim Treuhänder, wenn er seine
Stellung zum eigenen Vorteil missbraucht hat. Gem Art 924 Abs 1 PGR haftet ein Treuhänder
für den durch treuwidriges Verhalten verursachten Schaden dem Treugeber und den
Begünstigten. Gleiches gilt für Ansprüche auf Herausgabe der Bereicherung, wenn der
Treuhänder mithilfe des Treuguts persönliche Geschäfte gemacht hat. Letzteres regelt
Art 925 PGR. Danach muss der Kläger, Treugeber oder Begünstigte, den Anspruch
„zugunsten des Treuhandgutes“ also als Prozessstandschafter im eigenen Namen zugunsten
der Treuhänderschaft geltend machen. Das wird auch für Verantwortlichkeitsansprüche gem
Art 924 Abs 1 PGR vertreten, weil der Schaden beim Treugut eintritt, während der Treugeber
gar nicht betroffen ist und die Begünstigten nur reflexhalber.2146

Der Mittreuhänder ist als Klageberechtigter in Art 924 Abs 1 und Art 925 Abs 5 PGR nicht
ausdrücklich genannt. Richtigerweise steht ihm die Klageberechtigung aber ebenfalls
zu.2147 Ohnedies kann das LG einen Treuhänder zur Geltendmachung des Anspruchs,
genauer gesagt: aus Anlass der Geltendmachung, bestellen (Art 925 Abs 5 PGR).

4.  Gefährdete Ansprüche

Eine Klageberechtigung für Treugeber und Begünstigte enthält überdies das
Treuunternehmensrecht. § 99 TrUG verleiht die Einzelklagebefugnis zur Geltendmachung all
jener Ansprüche des Treuunternehmens, die einer Gefahr ausgesetzt sind, namentlich bei
Eigentums- oder Besitzstörung. Die Klageberechtigung ist allerdings subsidiär ausgestaltet.
Zunächst ist von den Treuhändern ein Tätigwerden zu verlangen und eine Frist zu setzen, ehe
die Klageberechtigung entsteht (§ 99 Abs 2 TrUG). Droht eine baldige Verfristung des
gefährdeten Anspruchs, wird man auf die Aufforderung verzichten können.2148

Wieder sind Mittreuhänder als Klageberechtigte nicht genannt. Die Klageberechtigung ist
aber ohne weiteres auf sie zu erstrecken. Dies ergibt sich schon aus Art 922 Abs 3 PGR mit
seiner Einräumung der Befugnis zur Einzelgeschäftsführung in dringenden Fällen. § 99 TrUG
selbst ist im Treuhänderschaftsrecht anwendbar (Art 910 Abs 5 PGR). Wenn solche
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Einzelklagebefugnisse schon im Treuunternehmen trotz seines höheren Organisationsgrads
bestehen, gilt dies umso mehr für einfache Treuhänderschaften.

5.  Allgemeine Einzelklagebefugnis eines Treuhänders mit Zustimmung
der Mittreuhänder

Schließlich ist auf § 890 ABGB zu verweisen. Die Bestimmung regelt, wer zur
Geltendmachung von Ansprüchen zur gesamten Hand berechtigt ist. Danach kann ein
einzelner Gläubiger den Anspruch geltend machen und einklagen, wenn die anderen
zustimmen. Dieses Prinzip wird auf Miteigentumsgemeinschaften2149 und Gemeinschaften
bürgerlichen Rechts2150 erstreckt. Da die Gemeinschaft mehrerer Treuhänder wie die
einfache Gesellschaft eine Gesamthandgemeinschaft ist (Art 911 Abs 4 PGR), ist § 890
ABGB anwendbar.

Ansprüche der Treuhänder aus Verkehrsgeschäften (welche die Treuhänder in dieser
Eigenschaft abgeschlossen haben) stehen ihnen zur gesamten Hand zu. Gleiches gilt für
gemeinschaftliche Ansprüche der Treuhänder aus dem Treuhandverhältnis, soweit sie nicht
wie der Honoraranspruch ad personam zustehen. Zu erwähnen wären Ansprüche auf positive
oder negative Feststellung der Gültigkeit des Treuhandverhältnisses. Ein einzelner
Treuhänder muss daher eine Klageberechtigung für alle treuhandverbundenen Ansprüche
haben, wenn ihn seine Mittreuhänder zur Klageführung berechtigten. § 890 ABGB erlaubt die
Begründung einer solchen gewillkürten Prozessstandschaft. 2151

6.  Allgemeine Einzelklagebefugnis eines Treuhänders zugunsten aller
Treuhänder

Im Rahmen von § 890 ABGB wird des Weiteren vertreten, dass der einzelne Gläubiger auch
ohne Zustimmung seiner Mitgläubiger klagen kann, wenn die Klage zugunsten aller erhoben
oder eine Hinterlegung zugunsten aller begehrt wird oder die begehrte Leistung ihrer Art nach
zwangsläufig allen zugutekommt, wie bei Räumung, Unterlassung (von Eigentums- oder
Besitzstörungen) udgl.2152 Diese Regel wird ebenfalls von Gesamthandforderungen auf
Miteigentumsgemeinschaften2153 und Gesellschaften bürgerlichen Rechts2154 erstreckt.
Manche sehen die weite Ausdehnung der Einzelklagebefugnisse (ohne Zustimmung der
Mitberechtigten) kritisch und wollen sie nur im Notfall gelten lassen.2155 Dort sind sie aber
unstrittig (s auch Art 922 Abs 3 PGR). Wenn es um die Abwendung von Störungen auf
Verwaltung, Besitz und Eigentum des Treuguts geht, wird in der Regel ohnehin von einem
Notfall auszugehen sein2156 (s auch § 99 TrUG). Zur Kategorie solcher Störungen werden
auch falsche Anspruchsberühmungen gegen das Recht der Treuhänder auf Besitz und
Eigentum des Treuguts gehören, die mit negativer Feststellungsklage abgewehrt werden
können. Jeder Treuhänder hat einzeln die Befugnis, zur Abwehr der störenden Berühmungen
negative Feststellungsklage zu führen, jedenfalls dann, wenn die anderen Treuhänder die
Mitwirkung verweigern.

7.  Klagenhäufung möglich, außer bei gewillkürter Prozessstandschaft
nach § 890 ABGB

Nach der Ausübung eines Einzelklagerechts ist die Ausübung des gleichen Klagerechts
durch andere einzelne Klageberechtigte oder die Treuhänderschaft nicht verhindert.2157
Gleichzeitig behängende Klagen werden in der Regel aber miteinander verbunden werden
(§ 187 Abs 1 ZPO).
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Wird ein Einzelklagerecht durch einen Mittreuhänder auf Grundlage einer Zustimmung durch
die anderen Mittreuhänder ausgeübt (s § 890 ABGB; dazu oben) sind alle Mittreuhänder an
das Ergebnis gebunden und es kommt zur Rechtskrafterstreckung. 2158 Angesichts der
Zustimmung zur Prozessführung liegt nämlich ein Fall gewillkürter Prozessstandschaft auf
gesetzlicher Grundlage vor, der eine gleichzeitige Klageführung der anderen wegen
Streitanhängigkeit verhindert und die Rechtskraft des Urteils zugunsten und zulasten der
Mittreuhänder, also der Treuhänderschaft im Ganzen, erstreckt.2159

8.  Kosten

Die Einzelklagebefugnisse des Treuhänderschaftsrechts erinnern an die actio pro socio des
Gesellschaftsrechts, insb bei den Personengesellschaften des bürgerlichen Rechts und des
Handelsrechts. Üblicherweise wird dort das Kostenrisiko dem klageführenden Gesellschafter
aufgebürdet.2160 Es gibt aber auch Stimmen, die einen Freistellungsanspruch bejahen,
besonders beim Erfolg der Klage.2161

Bei der Treuhänderschaft wird zu unterscheiden sein: Führen Treugeber oder Begünstigter
eine Einzelklage (als Prozessstandschafter zugunsten der Treuhänderschaft) wird das
Kostenrisiko eher bei ihnen liegen. Führt ein Treuhänder eine solche Einzelklage, besteht der
Freistellungsanspruch. Er ist zur Klageführung qua Amt nämlich nicht nur berechtigt, sondern
verpflichtet. Haben ihn die Mittreuhänder zur Klageführung kraft § 890 ABGB berechtigt,
versteht sich der Anspruch auf Freistellung aus der Treuhänderschaft von selbst.

D.  Parteiwechsel

1.  Ausgangslage

Gerade auf der Passivseite kann es verlockend sein, den Zwang zur Klage gegen alle
Treuhänder durch Änderung der Zusammensetzung der Treuhänder im laufenden Verfahren
missbräuchlich auszunutzen. Wenn sich die Treuhänder ungünstigen Prozessaussichten
gegenübersehen, könnten sie auf die findige Idee kommen, einen Treuhänderwechsel
vorzunehmen und die Abweisung der Klage zu beantragen, weil nicht alle Treuhänder als
Beklagte erfasst sind.2162

Solche Schachzüge unterminieren den Justizgewährungsanspruch nach Art 6 EMRK. Doch
die ZPO schiebt ihnen schon von sich aus einen Riegel vor. Gem § 242 ZPO hat die
Veräußerung der streitverfangenen Sache auf die Sachlegitimation der Parteien keine
Auswirkung. Angesichts des Ziels der Bestimmung, prozesshindernde Manipulationen zu
neutralisieren,2163 gilt ein weiter Veräußerungsbegriff.2164 Gesellschafterwechsel bei
Gesellschaften bürgerlichen Rechts sind erfasst.2165 Der bisherige Beklagte – auf
Klägerseite gilt selbiges – bleibt in seiner Rolle und agiert fortan als Prozessstandschafter für
den Erwerber der streitverfangenen Sache.2166 Dieser kann als streitgenössischer
Nebenintervenient (§ 20 ZPO) dem Streit beitreten.2167 Betrifft der Vorgang die Klägerseite,
erlaubt die Rsp eine Umstellung des Klagebegehrens auf Leistung an den Erwerber iS eines
Wahlrechts.2168 In einer schon älteren E hatte der OGH diese Umstellung sogar (bei
sonstigem Klageverlust) verlangt.2169 Sollte das noch aktuell sein, wäre § 242 ZPO mit einer
eingeschränkten Relevanztheorie (bei Veräußerung auf Klägerseite) verknüpft.2170 Der
Vorteil der Umstellung wird darin gesehen, dass eine Titelergänzungsklage nach Art 6 EO
unterbleiben kann.2171

Genau um dieses Thema wäre es im Verfahren zu CG.2019.213 gegangen, kam aber nicht zur
Sprache.2172 Ein Geschäftspartner des Treuhänders begehrte ausständige Entgelte aus
einem Verwaltungs- und Verwahrungsvertrag über Kunstwerke. Mitten im Verfahren
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bestellten die beklagten Treuhänder einen weiteren Treuhänder und wendeten prompt
fehlende Passivlegitimation ein. Schon bei der Lektüre der Entscheidung drängt sich der
Verdacht unlauterer Manipulationen bei drohendem Prozessverlust auf. Während das
Erstgericht den zusätzlichen Treuhänder als neue Partei unter Berufung auf §§ 20 und 14
ZPO in das Verfahren einbezog, wies das OG das Klagebegehren mangels Passivlegitimation
ab. Der OGH wiederum gab der Klage statt und begründete dies mit der solidarischen
Haftung der ursprünglichen Treuhänder bei teilbaren Schulden.2173 Zusätzlich verwies er auf
den Justizgewährungsanspruch nach Art 6 EMRK.2174 So wenig wie eine
Kapitalgesellschaft sich durch Vollbeendigung im laufenden Verfahren in die Nichtexistenz
flüchten könne, um dem Kläger einen Prozesserfolg zu versagen, dürften andere einseitige
Änderungen in der Beklagtensphäre zum Prozessverlust oder zum Fehlschlagen des
Prozesses führen. Dieser Grundsatz gelte gerade dann, spricht der OGH, wenn der Kläger auf
solche Änderungen keinen Einfluss habe und sie nicht durchschauen könne.2175 Andernfalls
würde man die grundrechtlichen Garantien nach Art 6 EMRK unterlaufen.

Die Entscheidung des OGH wird im Schrifttum kritisiert, weil der Kläger die Treuhänder in
ihrer Eigenschaft belangt und die direkte Vollstreckung in das Treugut gesucht hatte. In der
Treuhändereigenschaft sei die Haftung aber eine gesamthänderische, keine solidarische,
auch wenn es sich, wie bei Geldschulden, um teilbare Schulden handele.2176 Ganz
wesentlich ging es dem OGH freilich darum, eine rechtsmissbräuchliche Beseitigung der
Passivlegitimation zu vermeiden. Hätte sich der OGH dem OG angeschlossen, wäre das
jedenfalls bedenklich gewesen. Richtigerweise hätten die Gerichte der Frage nachgehen
sollen, ob eine wegen § 242 ZPO irrelevante Rechtsnachfolge durch (Teil-) Veräußerung der
streitverfangenen Sache vorliege, die auf den Fortgang des Prozesses keinen Einfluss hat,
oder ob ein bloßer Unterbrechungstatbestand gem §§ 155 ff ZPO wie bei einer
Gesamtrechtsnachfolge oder bei vorübergehender Prozessunfähigkeit erfüllt sei. Dazu
nachfolgend.

2.  Veräußerung der streitverfangenen Sache (§ 242 ZPO) oder
Unterbrechung (§§ 155 ff ZPO)?

Nach § 242 ZPO hat die Veräußerung der streitverfangenen Sache oder Forderung auf den
Fortgang des Verfahrens keinen Einfluss. Der Veräußerer führt fortan das Verfahren als
Kläger oder Beklagter im eigenen Namen über fremdes Recht fort.2177 Seine Stellung ist die
eines gesetzlichen Prozessstandschafters. 2178 Die Bestimmung will zum einen die
streitverfangene Sache oder Forderung während des laufenden Prozesses nicht dem Rechts-
und Geschäftsverkehr entziehen, andererseits den Gegner des Veräußerers vor (allenfalls
rechtsmissbräuchlich herbeigeführtem) Verlust von Prozessaufwand und vor willkürlichen
Parteiwechseln schützen.2179 Die Bestimmung hat einen weiten Anwendungsbereich.
„Sache oder Forderung“ bezieht sich auf „jedes Recht oder Rechtsverhältnis“,2180 während
jede erdenkliche Einzelrechtsnachfolge als Veräußerung zählt, egal ob sie auf
rechtsgeschäftlicher Basis, entgeltlich oder unentgeltlich, freiwillig oder zwangsweise sich
vollzieht.2181 Auf Fälle der Gesamtrechtsnachfolge bezieht sich die Bestimmung hingegen
nicht.2182

Für das Verhältnis mehrerer Treuhänder untereinander gelten die Regeln der Gesamthand
(Art 911 Abs 4 PGR). Bei nicht parteifähigen Gesamthandgemeinschaften, namentlich der
BGB-Gesellschaft, hat die dRsp den dem § 242 ZPO fast wörtlich entsprechenden § 265
dZPO angewendet.

Veräußerung oder Abtretung der Streitsache
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§ 265. (1) Die Rechtshängigkeit schließt das Recht der einen oder der anderen Partei nicht
aus, die in Streit befangene Sache zu veräußern oder den geltend gemachten Anspruch
abzutreten.

(2) Die Veräußerung oder Abtretung hat auf den Prozess keinen Einfluss. Der
Rechtsnachfolger ist nicht berechtigt, ohne Zustimmung des Gegners den Prozess als
Hauptpartei an Stelle des Rechtsvorgängers zu übernehmen oder eine Hauptintervention
zu erheben. Tritt der Rechtsnachfolger als Nebenintervenient auf, so ist § 69 nicht
anzuwenden.

(3) Hat der Kläger veräußert oder abgetreten, so kann ihm, sofern das Urteil nach § 325
gegen den Rechtsnachfolger nicht wirksam sein würde, der Einwand entgegengesetzt
werden, dass er zur Geltendmachung des Anspruchs nicht mehr befugt sei.

Die Bezugnahme auf deutsches Recht ist an dieser Stelle überaus angebracht, weil die BGB-
Gesellschaft – wie die Gemeinschaft mehrerer Treuhänder (Art 911 Abs 4 PGR), aber anders
als die Gesellschaft bürgerlichen Rechts des öABGB – von Anfang an als
Gesamthandgemeinschaft konzipiert war.2183 Da die BGB-Gesellschaft seit 2001 im
deutschen Zivilprozess als parteifähig gilt,2184 sofern nach außen in Erscheinung
tretend,2185 sind die genannten Entscheidungen dort nicht mehr relevant.
Rechtsvergleichend bleiben sie aber von Bedeutung. Ein Wechsel der Gesamthänder wird
dem Tatbestand der Veräußerung der streitverfangenen Sache unterstellt und der Prozess
läuft mit den bisherigen Klägern oder Beklagten weiter.2186 Das gilt sowohl für den Beitritt
neuer Gesamthänder wie den Übergang der Stellung auf einen nachfolgenden Gesamthänder
oder das schlichte Ausscheiden eines Gesamthänders ohne Nachfolger.2187 So kann man
sich das auch bei der liechtensteinischen Treuhänderschaft vorstellen, und zwar auch im Fall
der Ein-Treuhänder-Treuhänderschaft.2188 Denn das für den Rechtserwerb und
Rechtsverlust bei Gesamthandgemeinschaften maßgebliche An- und Abwachsungsprinzip
gilt – im Ergebnis – auch beim Wechsel des einzigen Treuhänders.2189

Dennoch wäre es besser, die §§ 155 ff ZPO anzuwenden und von einer
Gesamtrechtsnachfolge oder einem der Gesamtrechtsnachfolge ähnlichen Vorgang
auszugehen. Es liegt in der Natur der Sache des § 242 ZPO, dass Parteistellung und
materielle Rechtsstellung auseinanderfallen. Bei der Anwendung auf die Treuhänderschaft
kann dies aber weit gehen. Scheidet ein Treuhänder aus, wäre das Verfahren mit ihm
dennoch weiterzuführen. Stirbt er später, müsste das Gericht seine Gesamtrechtsnachfolger
und Erben nach § 155 ZPO in das Prozessverhältnis einbeziehen. Das kann zu
unangenehmen Nebenfolgen und Indiskretionen führen, auch wenn der jeweiligen
Prozesspartei die Treuhänderpflichten, etwa die Pflicht zur Geheimhaltung, schon aus der
prozessstandschaftlichen Stellung aufzubürden sind. Rechtserwerb und Rechtsverlust bei
Gesamthandgemeinschaften ähneln einer Universalrechtsnachfolge. 2190 Es bedarf keiner
individuellen Übertragungsakte, sondern der Rechtserwerb des neuen Gesamthänders erfolgt
ipso iure. 2191 Gesamthandsvermögen sind wie Treuhänderschaftsvermögen
Sondervermögen,2192 die vom Privatvermögen der Beteiligten strikt zu trennen sind. Daher
verneint Art 663 Abs 2 PGR den Zugriff der Privatgläubiger eines Gesellschafters auf
Gesellschaftsvermögen, auch auf einen Gesellschaftsanteil. Exekutiv verwertbar ist nur der
Liquidationsanteil, also jenes frühere Gesellschaftsvermögen, das im Auflösungsfall in das
Privatvermögen des Gesellschafters (zurück-)fließt. Beim Austritt eines Gesamthänders und
dem Anwachsen seiner Rechte bei den verbliebenen Gesamthändern kann man daher von
einem Gesamtvorgang wie bei der Gesamtrechtsnachfolge sprechen. Beim Beitritt eines
Gesamthänders gilt Gleiches. Bei den bisherigen Gesamthändern kommt es zu einer
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Abwachsung und im entsprechenden Umfang tritt beim Beitretenden ein universeller
Rechtserwerb eo ipso ein.2193

Bei der Treuhänderschaft ist die Anwendung des An- und Abwachsungsprinzips aus der
Gesamthand von Gesetzes wegen angeordnet, wenn mehrere Treuhänder amtieren (Art 911
Abs 4 PGR). Auch beim Rechtsübergang von einem Treuhänder zum anderen bedarf es keiner
Singularsukzession, sondern der Neutreuhänder erwirbt sein Verfügungsrecht über das
Treugut ipso iure. Der Erstverfasser hat das früher aus Art 911 Abs 4 PGR abgeleitet2194 und
der OGH hat ihm recht gegeben.2195 Schopper/Walch haben in einem versteckten
argumentum ad hominem kritisiert, dass diese Argumentation ein Unverständnis der Regeln
zur deutschrechtlichen Gesamthand verrate.2196 Dennoch kommen sie zum selben Ergebnis
und begründen es aus dem Sondervermögenscharakter der Treuhänderschaft.2197 Das An-
und Abwachsungsprinzip bei Gesamthandgemeinschaften ist freilich seinerseits eine Folge
des Sonder- und Zweckvermögenscharakters von Gesamthandvermögen.2198 Die
Übernahme des Prinzips der automatischen Rechtsnachfolge auch beim Wechsel eines
einzigen Treuhänders ist daher eine schlichte Adaption dieses Prinzips unter
Berücksichtigung der Unterschiede zur Gesamthand. Bei der Gesamthandgemeinschaft hört
das Sonder- und Zweckvermögen auf zu existieren, wenn nur noch ein Gesamthänder übrig
ist. Dann gibt es keinen Grund mehr, zwischen Sondervermögen und Privatvermögen zu
unterscheiden. Bei der Treuhänderschaft bleibt der Sondervermögenscharakter auch
erhalten, wenn der einzige Treuhänder ablebenshalber oder aus sonstigen Gründen aus dem
Amt scheidet.

Es liegt daher nahe, den aus der Gesamthänderschaft bekannten Rechtsübergang eo ipso
auf alle Konstellationen eines Treuhänderwechsels anzuwenden, auch bei der Ein-
Treuhänder-Treuhänderschaft. Doch muss man argumentativ gar nicht so weit ausholen.
Denn der automatische Rechtsübergang ist ohnehin im PGR unmittelbar vorgesehen, und
zwar in Art 915 PGR. Um den exekutiven Zugriff von Gläubigern auf das Treugut zu
verhindern, ordnet Art 915 PGR die Aussonderung an. Die Rechte des Treuhänders gingen
dann, verfügt die Bestimmung, wie im „gewöhnlichen Geschäftsgange wie bei Wegfall eines
Treuhänders auf den nächsten oder einen gerichtlich zu bestellenden Treuhänder über“
(Art 915 Abs 2 PGR). Das Exekutionsgericht habe die „bezüglichen Verfügungen wie Einträge
in öffentlichen Registern von Amts wegen“ vorzunehmen. Die Verfügungen des LG, von denen
hier die Rede ist, haben evident bloß deklarative und vollziehende, aber keine konstitutive
Funktion. Sonst wären sie nicht vAw vorzunehmen. Vielmehr erfolgt der Rechtsübergang von
einem Treuhänder zum nächsten wie bei gewöhnlichem Treuhänderwechsel erklärtermaßen
von Rechts wegen. Der Übergang der Rechte von einem Treuhänder auf den nächsten
geschieht also ipso iure. Gegenüber dem englischen Trustrecht, bei dem das
Treuhandvermögen von einem Treuhänder zum nächsten durch individuelle Rechtsakte zu
übertragen ist,2199 ist das ein ganz wesentlicher Vorteil, der sich in deutschrechtliche
Traditionen (An- und Abwachsungsprinzip2200) bestens einfügt.

Die Automatik des Rechtsübergangs betrifft auch Verbindlichkeiten und Schulden. 2201
Art 916 Abs 1 PGR („Schulden des Treuguts“) und die Marginalie zur Bestimmung („Gläubiger
des Treuguts“) verorten treuhänderschaftsbezogene Schulden unmittelbar beim Treugut, und
Art 916 Abs 4 PGR verleiht dem Treugut Insolvenzfähigkeit. Die Insolvenzfähigkeit des
Treuguts setzt den automatischen Schuldübergang bei Treuhänderwechseln voraus. Gleiches
bestimmt § 59 Abs 2 TrUG. Die Bestimmung gilt, über die Verweisung in Art 910 Abs 5 PGR,
auch bei einfachen Treuhänderschaften. Naturgemäß gilt dies nicht in Fällen persönlicher
Haftung, insb aus Verantwortlichkeit (§ 59 Abs 2 TrUG).

§§ 155 ff ZPO sind daher die passenden Normen, um Treuhänderwechsel prozessual richtig
zu behandeln. Der Wechsel von einem Treuhänder zum anderen vollzieht sich in einem der
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Gesamtrechtsnachfolge vergleichbaren Vorgang, wenn auch auf das Treugut beschränkt.
Fällt daher der einzige Treuhänder weg, ist der Prozess zu unterbrechen und mit dem dann
bestellten fortzusetzen. Scheidet einer von mehreren Treuhändern aus, wird der Prozess nur
mit den verbliebenen fortgesetzt (denen die Verfügungsrechte des ausgeschiedenen
Treuhänders angewachsen sind). Wird einer von mehreren Treuhändern ersetzt, folgt dem
ausgeschiedenen also ein Treuhänder nach, ist dieser in das Verfahren einzubeziehen, weil
ein gesetzlicher (Teil-)Parteiwechsel stattgefunden hat.

Daraus folgt ferner: War der oder waren die Treuhänder zum Zeitpunkt der Veränderung der
Zusammensetzung der Treuhänder durch einen Rechtsanwalt oder anderen
Prozessbevollmächtigten vertreten, kommt es zu keiner Unterbrechung (§ 155 Abs 1, § 158
Abs 1 ZPO). Wegen des An- und Abwachsungsprinzips (Rz 17.64 ff) erstreckt sich die
Prozessvollmacht eo ipso auf den neuen Treuhänder und der ausgeschiedene tritt eo ipso
aus dem Vollmachtsverhältnis aus.

Abermals soll ein rechtsvergleichender Zugang dieses Ergebnis erhärten. Anders als in
Österreich gilt zur Stellung des Insolvenzverwalters in Deutschland die Amtstheorie.2202 Die
Insolvenzmasse selbst gilt nicht als parteifähig. Der Masseverwalter handelt im eigenen
Namen mit Wirkung für und gegen die Insolvenzmasse oder den Schuldner.2203 Die
Parallelen zur Treuhänderschaft drängen sich auf. Tatsächlich ist es ein weitverbreiteter
Irrtum, zu glauben, dass die liechtensteinische Treuhänderschaft im deutschen Rechtskreis
eine Anomalie sei. Namhafte Stimmen führen den englischen Trust selbst auf die
deutschrechtliche Treuhand zurück.2204 Gewissermaßen, könnte man etwas salopp
formulieren, hat die deutschrechtliche Treuhand mit den Angelsachsen ihren Weg nach
England und dort als trust breite Anwendung gefunden, während die Rezeption des römischen
Rechts mit allen seinen Rationalismen die deutschrechtliche Treuhand im deutschen
Rechtskreis weitgehend verdrängte.

Ganz verschwunden ist die deutschrechtliche Treuhand aber nicht. Die Stellungen des
deutschen Testamentsvollstreckers2205 oder des fiduziarischen Treuhänders2206 sind
deutlich funktionsverwandt. Für die Stellung des deutschen Insolvenzverwalters kann man
Ähnliches sagen. Insolvenzverwalter werden denn auch im common law als trustees in
bankruptcy bezeichnet. Partei eines Zivilverfahrens ist in Deutschland der Insolvenzverwalter
im eigenen Namen als Prozessstandschafter2207 der Insolvenzmasse oder des
Schuldners.2208 Wird der Insolvenzverwalter ausgetauscht, ist das Verfahren nach § 241
dZPO analog wegen vorübergehender Vakanz des Amts,2209 der Parallelbestimmung zu
§ 158 ZPO, zu unterbrechen und mit dem neu bestellten Insolvenzverwalter fortzusetzen. Für
liechtensteinisches Treuhänderschaftsrecht sollte dasselbe gelten, wenn man bei der
Verneinung der Parteifähigkeit der Treuhänderschaft oder des Treuguts bleibt. Der Grad der
Verselbstständigung von Treuhänderschaft und Treugut ist so hoch, dass eine analoge
Anwendung von § 158 ZPO (oder § 155 ZPO Gesamtrechtsnachfolge) gerechtfertigt ist.

E.  Berichtigung der Parteibezeichnung

Die von den Verfassern vertretene liberale Haltung in dieser Frage ist bereits angeklungen (s
oben Rz 17.33). Klagt ein Begünstigter oder Dritter die Treuhänderschaft, müsste man eine
Berichtigung der Parteibezeichnung auf die Treuhänder freizügig zulassen, statt die Klage
abzuweisen. Das gilt jedenfalls dann, wenn die Treuhänder in der Klage selbst genannt oder
im Handelsregister eingetragen sind.2210 Umgekehrt müsste das genauso gelten, falls sich
die Rsp zur Anerkennung der Parteifähigkeit der Treuhänderschaft hin entwickelte.2211

F.  Titelergänzungsklage
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Ein Parteiwechsel auf der Treuhänderseite kann zur Notwendigkeit einer Titelergänzung nach
Art 5 f EO, besonders einer Titelergänzungsklage nach Art 6 EO führen. Bei
Treuhänderschaften wird das namentlich dann vorkommen, wenn während des Verfahrens
ein Treuhänderwechsel stattgefunden hat und der bisherige Treuhänder als
Prozessstandschafter iSd § 242 ZPO das Verfahren fortführte (s oben Rz 17.62 ff). Die
Notwendigkeit zur Titelergänzungsklage kann sich auch ergeben, wenn der
Treuhänderwechsel nach Beendigung des Erkenntnisverfahrens, aber vor Einleitung des
Exekutionsverfahrens stattgefunden hat. In dem Fall ist es gleichgültig, ob man die Regeln
der Veräußerung der streitverfangenen Sache (oder Forderung) auf solche Wechsel
anwenden will oder von einem der Gesamtrechtsnachfolge vergleichbaren Fall ausgeht. Nach
den Regeln von Art 5 f EO ist in Fällen der Rechtsnachfolge eine Titelergänzungsklage dann
zu führen, wenn die Rechtsnachfolge nicht durch öffentliche Urkunden nachgewiesen ist. Die
Treuhandurkunde selbst ist in der Regel keine öffentliche Urkunde, und Bestellvorgänge auf
ihrer Basis sind es in der Regel auch nicht. Allerdings sind die meisten Treuhänderschaften
im Handelsregister eingetragen. Der Handelsregisterauszug ist eine öffentliche Urkunde und
sollte als Nachweis iSd Art 5 EO zugelassen werden. Eine Titelergänzungsklage wäre dann
entbehrlich.

Die Rsp des OGH beschäftigte sich mit einer Titelergänzungsklage in einem Spurfolgefall
nach Art 912 Abs 3 PGR.2212 Eine Treuhänderschaft war treuwidrig entleert und gelöscht
worden, und Begünstigte dieser Treuhänderschaften machten einen Anspruch nach Art 912
Abs 3 PGR geltend. Wie die Bestimmung vorsieht, verlangten sie die Herausgabe zugunsten
der namentlich bezeichneten Treuhänderschaft. Ein Treuhänder war nicht benannt. Nach
Obsiegen im Spurfolgeprozess kam es zur Benennung eines Treuhänders, und eine
Titelergänzungsklage wurde geführt, um das Begehren zugunsten dieses Treuhänders
vollstreckbar zu machen.2213 Angesichts der Eintragung des neuen Treuhänders im
Handelsregister wäre das wohl nicht nötig gewesen. Dennoch hatten die Gerichte ein
Rechtsschutzbedürfnis anerkannt und der Klage stattgegeben.

G.  Honorarklage

Bei der Honorarklage von einer Einzelklagebefugnis zu sprechen, wäre falsch. Der
Honoraranspruch des Treuhänders ist seiner persönlichen Vermögenssphäre zuzurechnen.
Macht er den Anspruch klageweise geltend, handelt er im eigenen Namen und auf eigene
Rechnung. Beklagte sind entweder der Treugeber, der primär haftet, oder der
Begünstigungsberechtigte (Art 920 Abs 3 PGR). Da für den Anspruch freilich auch das
Treugut, sogar primär, haftet (Art 921 Abs 2 PGR), kann der Treuhänder, egal ob noch im Amt
oder nicht, seine Ansprüche unmittelbar gegen das Treugut (in seiner Bezeichnung gem
Treuhandurkunde) geltend machen (Art 920 Abs 4 PGR). Macht er den Anspruch gegen die
Treuhänderschaft geltend, kann er gem Art 920 Abs 4 PGR die Treuhänderschaft unmittelbar
klagen. Schon von Gesetzes wegen ist die Treuhänderschaft bei solchen Klagen parteifähig.

Nach der hier vertretenen Ansicht kann der Treuhänder stattdessen auch einfach seine
Mittreuhänder klagen. Die Regeln zur einheitlichen Streitpartei machen es nicht erforderlich,
dass die an einem unteilbaren Rechtsverhältnis Beteiligten auf derselben Prozessseite
stehen. Sie müssen nur alle insgesamt am Prozess beteiligt sein, damit eine
Rechtskraftzersplitterung verhindert wird.2214 So ist die Rechtslage auch bei den
Gesamthandgemeinschaften des bürgerlichen Rechts. Besteht ein Anspruch der
Gesamthandgemeinschaft gegen einen der Gesamthänder, egal ob aus dem
Gemeinschaftsverhältnis oder aus einem Verkehrsgeschäft, können die übrigen
Gesamthänder den Betroffenen klagen.2215
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H.  Entlastungsklage

Anders als im englischen Trustrecht hat der liechtensteinische Treuhänder Anspruch auf
Entlastung für seine Tätigkeit (Art 919 Abs 7 PGR). Der Anspruch auf Entlastung ist im
liechtensteinischen Recht ein klagbarer Anspruch.2216 Diesen kann der Treuhänder gegen
den Treugeber, den Begünstigungsberechtigten – Art 920 Abs 3 PGR nennt ihn
„Begünstigten, dem ein Recht auf das Treugut oder dessen Erträgnisse“2217 zusteht – oder
gegen das Treugut geltend machen. Im letzteren Falle kann er das Treugut (in seiner
Bezeichnung gem Treuhandurkunde) unmittelbar klagen (Art 919 Abs 7 iVm Art 920 Abs 4
PGR).

V.  Außerstreitiges Verfahren

Streitigkeiten über Geschäftsführung und Organisation oder Änderungen der
Treuhandurkunde sind im außerstreitigen Verfahren zu führen (Art 927, Art 929 PGR). Dazu
gehört die Beseitigung von Missständen oder die Aufhebung von rechtswidrigen
Beschlüssen nach Art 927 Abs 2 PGR oder die Abmahnung oder Abberufung eines
Treuhänders (Art 929 Abs 3 PGR). Die gerichtliche Bestimmung des Honorars der
Treuhänder findet im außerstreitigen Verfahren statt (Art 921 Abs 1 PGR). Eine verbindliche
Auskunft nach Art 919 Abs 6 PGR erteilt das LG ebenso im außerstreitigen Verfahren.
Außerstreitig zu erledigen sind ferner Vakanzfälle, wenn der Treuhänder kündigt, stirbt oder
handlungsunfähig wird (Art 908 f PGR) und die Treuhandurkunde keine andere Stelle zur
Behebung der Vakanz bestimmt hat. Während die Handlungsunfähigkeit zum Amtsverlust eo
ipso führt (Art 909 Abs 1 PGR), behält der Treuhänder trotz Insolvenz (über sein
Privatvermögen) das Amt (Art 909 Abs 5 PGR). Indessen können Beteiligte oder der
Insolvenzverwalter den Antrag auf Bestellung eines Mittreuhänders (zu Überwachungs- und
Sicherungszwecken) stellen (Art 909 Abs 5 Halbsatz 2 PGR).

In einer besonderen Verbindung zum streitigen Verfahren stehen Anträge auf Bestellung von
Beiständen nach Art 141 PGR für gelöschte Verbandspersonen, sollen die doch die
Verbandsperson in einem streitigen Verfahren vertreten. Ist eine Verbandsperson nur
vorübergehend organlos (statt gelöscht), kann das Gericht einen Beistand nach Art 190 PGR
bestellen. In beiden Fällen stellt sich die Frage, ob die Bestimmungen auf Treuhänderschaften
(analog) anwendbar sind.

Fragen der Parteifähigkeit der Treuhänderschaft stellen sich im außerstreitigen Verfahren
eigentlich nicht. Das Verfahren wird üblicherweise unter den Beteiligten der Treuhänderschaft
(Treugeber gegen Treuhänder, Begünstigte gegen Treuhänder, Treuhänder gegen Treuhänder)
geführt, die als Antragsteller und Antragsgegner auftreten. Strittig sind Fragen der
Antragslegitimation und der materiell-rechtlichen Parteistellung nach Art 2 Abs 2 lit c
AussStrG.

§ 242 ZPO gilt im Außerstreitverfahren nicht. Der Entfall der Aktiv- oder Passivlegitimation
während des Verfahrens wäre daher beachtlich. 2218 Verliert ein Begünstigter im Laufe des
Verfahrens seine Begünstigtenstellung (durch Nachfolge, Verzicht, Ableben, Verfall oder aus
anderen Gründen), und hing die Antragslegitimation von der Begünstigung ab, wäre der
Antrag zurückzuweisen.2219 Für andere Antragslegitimierte und Parteien überhaupt, egal ob
sie als Antragsteller, Antragsgegner oder Beteiligte auftreten, gilt selbiges.

A.  Verfahren zur Beseitigung von Missständen in der
Geschäftsführung
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Stört sich ein Begünstigter an der Geschäftsführung der Treuhänder, wird er auf der
Grundlage von Art 927 Abs 2 PGR vom Gericht die Beseitigung eines Missstands begehren.
Der Anspruch auf aufsichtsgerichtliche Tätigkeit setzt den Missstand voraus.2220 Doch kann
in einer drohenden treuhandwidrigen Maßnahme bereits ein aktueller Missstand erblickt
werden (§ 99 Abs 1 TrUG analog). Die (Erst-)Begehungsgefahr muss aber wie bei den
vorbeugenden Unterlassungsansprüchen konkret vorhanden sein und bewiesen werden.2221
Ansonsten wird die Grenze zur alleinigen Geschäftsführungsbefugnis des Treuhänders
überschritten. Ein Recht zur Mitwirkung an der Geschäftsführung hat der Begünstigte nämlich
nicht.2222 Ein vorbeugender Rechtsschutz gegen konkret drohende oder zwar gefasste, aber
bislang nicht umgesetzte rechtswidrige Beschlüsse ist also ebenfalls im außerstreitigen
Verfahren nach Art 927 Abs 2 PGR abzuhandeln. Wenn der OGH solchen vorbeugenden
Rechtsschutz gegenüber beabsichtigten inhaltlichen Maßnahmen der Treuhänder durch
präventive Abmahnung des Treuhänders im Rahmen von Art 929 Abs 3 PGR gewähren will,
wie in einem obiter dictum in LES 2017, 66 ausgeführt,2223 so liegt er falsch. Bei Art 929
Abs 3 PGR geht es um die Abwendung einer dauerhaften Gefahr für den
Treuhänderschaftszweck, die von der Person eines Treuhänders ausgeht (zu Verfahren nach
Art 929 Abs 3 PGR unten Rz 17.89 f).

OGH und StGH sehen eine Antragslegitimation nur für Begünstigungsberechtigte, also
solche, die einen klagbaren Anspruch auf vermögensrechtliche Leistung aus der
Treuhandurkunde haben, lehnen eine Antragsbefugnis von Ermessensbegünstigten aber
ab.2224 Der Erstverfasser hat sich anderenorts dazu geäußert, dass er dieses Verständnis
für unrichtig hält.2225 Der Anspruch, auf den die Formulierung in Art 927 Abs 2 PGR sich
bezieht („jeder anspruchsberechtigte Begünstigte“) ist nicht ein vermögensrechtlicher
Anspruch aus der Treuhandurkunde, sondern der gesetzliche Anspruch auf
treuhandurkundenkonformes Verhalten, den Art 927 Abs 1 PGR formuliert. 2226 Einen
solchen Anspruch auf satzungskonformes Verhalten kennt man auch im
Gesellschaftsrecht.2227 Der Art nach handelt es sich um ein materiell-rechtliches Grundrecht
der Beteiligten, das nicht im Einzelnen positiv einklagbar ist, sondern – wie ein
verfassungsrechtliches Grundrecht – vor allem eine negatorische Wirkung zeitigt. Auf diesem
Anspruch beruhen im Gesellschaftsrecht etwa die Klagebefugnisse zur Anfechtung von
statutenwidrigen Mitgliederbeschlüssen.2228 Eine unmittelbare Betroffenheit in
Vermögensrechten ist mit der Anfechtungsbefugnis dort nicht verbunden (s Art 178 f
PGR).2229 Die Betroffenheit wird vielmehr über den Anspruch auf satzungskonformes
Verhalten vermittelt.

Die Unterscheidung zwischen Ermessensbegünstigten und Begünstigungsberechtigten mag
zwar dem Bedürfnis nach formeller Kategorisierung entsprechen. Sie ist aber nicht
sachgerecht. Dem Zweck der Treuhänderschaft steht der Begünstigungsberechtigte nicht
stets näher als der Ermessensbegünstigte. Wenn solches dennoch vertreten wird, dann
schwebt darüber die Vorstellung vom Begünstigungsberechtigten als Berechtigten am
Gesamtvermögen. Begünstigungsansprüche solchen Inhalts und Umfangs waren in der
Vergangenheit vor allem bei Stiftungen verbreitet. Materiell waren solche Stiftungen schlichte
Treuhandverhältnisse.2230 Typischer für die Gestaltung von Treuhänderschaften sind
allerdings Ermessensbegünstigungen, die man ihrerseits auch nicht alle über denselben
Kamm scheren darf. Oft sind Ermessensbefugnisse näher determiniert und in der Regel
pflichtgebunden auszuüben. Eine wirklich pflichtenfremde freie Ermessensbefugnis (Art 927
Abs 1 PGR) kann zwar – anders als bei der Stiftung wegen des Erfordernisses eines nach
außen gerichteten Zwecks2231 – bestehen.2232 Zu deren Überwachung kann das Gericht
nach Art 927 Abs 2 PGR nicht angerufen werden (Art 927 Abs 1 PGR), weil ein Missstand
nicht denkbar ist. Eine freie Ermessensbefugnis ist aber – bei der Auslegung der
Treuhandurkunde – typischerweise nicht anzunehmen, wenn der Befugnisträger nicht ein
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Dritter, sondern der Treuhänder ist.2233 Denn wirklich pflichtenfreie Ermessensbefugnisse
verkörpern ein persönliches Vermögensrecht, eine freie Verfügungsberechtigung des
Befugnisträgers (im englischen Recht general power of appointment),2234 die er auch zu
eigenen Gunsten ausüben kann und darf.2235 Im Zweifel ist eine solche Begünstigung des
Treuhänders nicht als vom Treugeber gewollt anzunehmen.2236

Begünstigungsberechtigte haben selten einen dauerhaften Anspruch auf das gesamte
Treuhandvermögen, den sie jederzeit fällig stellen können. Wäre das von Anfang an so
vorgesehen, handelte es sich auch nicht um eine Treuhänderschaft, sondern eine schlichte
Verwaltungstreuhand, ein Auftragsverhältnis. Im common law würde man von einem bare
trust, einem Nominee-Verhältnis sprechen.2237 Regelmäßig sind Begünstigungsberechtigte
auf Erträge oder bestimmte Beträge beschränkt. Mitunter werden sie zu einem bestimmten
Zeitpunkt kapitalberechtigt, in welchem Fall aber ein Auflösungsfall vorliegt.2238 Ein
Begünstigter, der Anspruch auf eine einmalige kleine Zahlung hat, ist im Verhältnis zu einem
Ermessensbegünstigten, dessen Begünstigung sich auf das gesamte Treuhandvermögen
bezieht, eine Randerscheinung. Solche Begünstigten haben auch überhaupt kein Interesse
daran, Missstände abzustellen, solange ihr Anspruch gesichert ist.

Umgekehrt sind Ermessensbegünstigte viel stärker schutzbedürftig als
Begünstigungsberechtigte und in der Wahrung ihrer Vermögensinteressen auf das
Aufsichtsgericht viel stärker angewiesen. Ansprüche Begünstigungsberechtigter sind
nämlich klagbar. Angriffe auf den Anspruch können sie daher auch mit Mitteln des streitigen
Verfahrens abwehren (Amtsbefehle, Stufenklage, Schadenersatz bei unmittelbarer
Schädigung). Dem Ermessensbegünstigten bleibt nur Rechtsschutz im außerstreitigen
Verfahren.

Als Antragsberechtigte sind Mittreuhänder nicht genannt. Da sie aber die vorrangige Pflicht
haben, den Zweck der Treuhänderschaft zu schützen, ist die Antragslegitimation des Art 927
Abs 2 PGR auf sie zu erstrecken.2239 Ist also ein treuwidriger Beschluss gegen die Stimme
eines Treuhänders nach den Quorumregeln der Treuhandurkunde zustande gekommen, kann
dieser Treuhänder nach Art 927 Abs 2 PGR dessen Aufhebung, präziser die Feststellung
seiner Nichtigkeit, und die Erlassung eines Amtsbefehls zum Verbot der
Beschlussausführung beantragen.2240 Es gilt hier nichts anderes als bei den
Einzelklagebefugnissen nach Art 912 Abs 3, Art 915 Abs 5, Art 924 Abs 1 (dazu oben
Rz 17.47 f mwN) und Art 925 Abs 4 PGR im streitigen Verfahren oder bei der Legitimation zur
Einholung einer verbindlichen Auskunft nach Art 919 Abs 6 PGR im Dissensfalle.

Die Reform des Treuhänderschaftsrechts gem LGBl 2026/12 (BuA 2025/17) wird eine
Änderung der Rechtslage bringen. Antragslegitimiert sollen hinkünftig Treugeber,
Mittreuhänder und sog Informationsberechtigte sein (Art 929 Abs 3 PGR idF LGBl 2026/12).
Jede Treuhänderschaft soll hinkünftig einen solchen Informationsberechtigten haben. Es
können auch mehrere sein (Art 928a PGR idF LGBl 2026/12). Die Befugnis zur Bestellung
liegt beim Treugeber bei Errichtung des Trust (Art 928a Abs 1 PGR idF LGBl 2026/12) – wobei
die Bestellung selbst der Treuhänder vornimmt (Art 928b PGR idF LGBl 2026/12) – notfalls
beim Gericht (Art 928c PGR idF LGBl 2026/12). Die Figur des Informationsberechtigten ist im
Wesentlichen eine Übernahme des sog enforcer beim STAR Trust der Kaimaninseln.2241

B.  Personelle Eingriffe bei der Zusammensetzung der Treuhänder

Strittig ist auch die Frage der Antragslegitimation bei personellen Eingriffen in die
Treuhänderschaft im Rahmen von Art 929 Abs 3 PGR durch das Aufsichtsgericht. Die Rsp
interpretiert das Wort „Anzeige“ wörtlich. Die Anzeigebefugnis, die dort Mittreuhändern und
Begünstigten (also auch Ermessenbegünstigten) verliehen ist, sei tatsächlich nur ein
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Anzeigerecht, keine Antragslegitimation. 2242 Parteistellung sei mit der Anzeigerrolle nicht
verbunden.2243 Wie der Erstverfasser andernorts ausgiebig begründet hat, ist diese Rsp
kritikwürdig. Der Gesetzgeber hat das Wort „Anzeige“ verwendet, weil die Entscheidung
darüber, ob und welche Eingriffe in die personelle Zusammensetzung bei den
Verfügungsberechtigten der Treuhänderschaft stattfinden, eine richterliche
Gestaltungsbefugnis ist.2244 Geht von einer Person die dauerhafte Gefahr der Verletzung
des Treuhänderschaftszwecks aus, ist sie abzuberufen. Kann die Gefahr durch eine
Abmahnung abgewendet werden, findet nur eine Abmahnung statt (Art 929 Abs 3 PGR).
Alternativ können Zusatz- oder Überwachungstreuhänder bestellt werden.2245 Dennoch ist
der Anzeiger jener, der das Verfahren erzwingt; man kann den OGH nämlich so verstehen, als
dass aufgrund einer Anzeige eines Anzeigeberechtigten ein Verfahren zu führen sei.2246
Verstanden als ein „Anzeigerecht“ ohne weitere Konsequenzen wäre die Regelung inhaltsleer.
Denn jedermann kann dem Gericht jederzeit Sachverhalte „anzeigen“ und auf Missstände
aufmerksam machen, worauf das Gericht eintreten mag oder nicht. Der Anzeiger ist daher als
Antragsteller iSd Art 2 Abs 1 lit a AussStrG zu qualifizieren und Parteistellung kommt ihm zu.

Auch diese Aussage bedarf freilich einer Präzisierung. Man kann seit geraumer Zeit Stimmen
hören, solche Antragslegitimationen, die das Gesetz verliehen hat, auch und gerade im
Bereich des Stiftungsrechts, durch materiell-rechtliche Überlegungen einzuschränken. 2247
Antragsteller könne nämlich nur sein, wer einen eigenen materiellen Rechtsanspruch geltend
macht. Einen Anspruch auf Abberufung haben freilich – jenseits solcher Befugnisse, wie sie
die Treuhandurkunde allenfalls einräumt – Treugeber und Begünstigte genauso wenig wie
die Parallelfiguren, Stifter oder Begünstigte, in der Stiftung. 2248 Wenn das Gesetz solchen
Personen dennoch das Recht einräumt, ein Aufsichtsverfahren einzuleiten, das in die
Abberufung eines Organs münden kann, dann wird diesen Personen ein rechtliches Interesse
an der Antragstellung ex lege eingeräumt. Das übliche Dogma im AussStrG, dass der
Antragsteller einen eigenen materiell-rechtlichen Anspruch geltend machen müsse,2249 kann
dann nicht gelten. Bei genauer Betrachtung handelt es sich bei gesetzlich legitimierten
Antragstellern um Legalparteien iSd Art 2 Abs 1 lit d AussStrG, nur dass die Parteistellung
nicht umfassend, sondern auf die Rolle des Antragstellers beschränkt ist.2250 Der
Begünstigte, der einen Antrag stellt, ist Partei des Verfahrens, alle anderen sind es nicht.2251
Eine materiell-rechtliche Betroffenheit bei richterlichen Eingriffen in die personelle
Zusammensetzung der Organe der Treuhänderschaft liegt ihnen gegenüber nicht vor.2252

Art 929 Abs 3 PGR spricht von der Ausübung der Befugnis „nach Anhörung der Beteiligten“,
die bei wichtigen Gründen nicht erforderlich ist (arg „bei wichtigen im Treuhandverhältnisse
selbst liegenden Gründen jedoch ohne weiteres“).2253 In der Diskussion unter Praktikern
meinen manche, unter Beteiligten seien sämtliche Beteiligten des Treuhandverhältnisses iSd
§ 39 Abs 1 TrUG (Treugeber, Treuhänder, Begünstigte, Anwärter) zu verstehen. Allerdings
handelt es sich um eine verfahrensrechtlich geprägte Bestimmung, von denen man viele im
PGR vorfindet. Die Bestimmung besagt Selbstverständliches, nämlich, dass die Parteien
anzuhören sind. Sie kann auch als Verweis auf die richterlichen Pflichten zur hinreichenden
Aufklärung des Sachverhalts verstanden werden.2254 Angesichts der heutigen
ausdifferenzierten Verfahrensbestimmung im AussStrG ist das Anhörungsgebot eigentlich
obsolet. Jedenfalls begründet das Gebot zur Anhörung der Beteiligten nicht unmittelbar eine
Parteistellung für alle Beteiligten der Treuhänderschaft.2255 Mit den Beteiligten sind
vielmehr die Parteien des Verfahrens gemeint. Parteien eines solchen Verfahrens sind nach
der hier vertretenen Ansicht der „Anzeiger“ und der betroffene Treuhänder. Begünstigte
einschließlich Begünstigungsberechtigter sind es nicht, weil die Entscheidung über eine
Abberufung oder Abmahnung in subjektive Rechte von Begünstigten – soweit sie nicht über
allfällige Sonderbefugnisse auf Abberufung aus der Treuhandurkunde verfügen – nicht
eingreift.2256
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LGBl 2026/12 sieht hinkünftig eine enumerative Aufzählung jener Beteiligten vor, die
antragslegitimiert und anhörungspflichtig sind. Es sollen Treugeber, Treuhänder und der
Informationsberechtigte sein (Art 929 Abs 3 PGR idF LGBl 2026/12). Die Regierung geht von
einer Parteistellung dieser Personen aus.2257 Allerdings ist unklar, ob die Parteistellung nur
für jene dieser Personen besteht, die als Antragsteller das Verfahren ins Rollen brachten oder
ob diese Personen oder Befugnisträger auch Legalparteien iSd Art 2 Abs 1 lit d AussStrG sein
sollen.

C.  Verbindliche Auskunft

Treuhänder können beim LG um eine verbindliche Auskunft ansuchen, wenn die Zulässigkeit
oder Angemessenheit einer Verwaltungshandlung oder Verfügung in Zweifel steht (Art 919
Abs 6 PGR). Oft geht es um die gerichtliche Billigung einer von den Treuhändern ins Auge
gefassten Entscheidung. In England spricht man denn auch von blessing applications oder
eine applications for directions. 2258 Verbindlich im eigentlichen Wortsinne ist die Auskunft
nicht. Wird die verbindliche Auskunft erteilt und hält sich der Treuhänder daran, kann er nicht
mehr in Haftung gezogen werden.2259 Voraussetzung der Haftungsbefreiung ist die
vollständige Mitteilung aller relevanten Tatsachen.2260 Dass die Auskunft – LGBl 2026/12
ordnet in Übereinstimmung mit § 150 TrUG die Verwendung des Wortes Weisung statt
verbindlicher Auskunft und einen höheren Detaillierungsgrad der Regelung (Art 919 Abs 6–6c
PGR idF LGBl 2026/12) an, ohne dass sich an der Substanz der Regelung etwas änderte –
keine Handlungspflicht auslöst und die normative Kraft sich auf die Haftungsbefreiung
beschränkt (beschränken muss), steht zwar nicht ausdrücklich im Gesetz, liegt aber in der
Natur der Sache.2261 Die letztendliche Geschäftsführungsentscheidung liegt nämlich beim
Treuhänder, und er kann (und darf) sie nicht auf das Gericht abwälzen. Art 919 Abs 6 PGR
führt zu keiner Kompetenzverschiebung. Nach Vorliegen der verbindlichen Auskunft kann er
sich immer noch anders entscheiden und die geplante Verwaltungshandlung oder Verfügung
doch nicht setzen oder an deren Stelle einen anderen Weg einschlagen. Zum Vergleich: Wenn
der Vorstand einer AG dem Aufsichtsrat ein zustimmungspflichtiges Geschäft zur
Zustimmung vorlegt oder ein Stiftungsrat dem Beirat, können Vorstand und Stiftungsrat nach
Vorliegen der Zustimmung vom Geschäft immer noch davon Abstand nehmen. In England ist
das anders. Bei einer blessing application können die trustees, müssen aber nicht, die
Entscheidungsbefugnis auf das Gericht übertragen.2262 Bei einer application mit surrender
of discretion nimmt das Gericht bei der Entscheidungsfindung die Rolle als trustee wahr.2263

Die Berechtigung zur Antragstellung hängt von einem begründeten Zweifel ab. Dieser muss
aber nicht subjektiv, sondern objektiv begründet sein.2264 Sind mehrere Treuhänder im Amt,
setzt Legitimation der Antragstellung einen Dissens voraus (Art 919 Abs 6 PGR: „weigert sich
bei Mittreuhändern einer zur Mitwirkung“). Derjenige Treuhänder, der die Mitwirkung an einer
Maßnahme ablehnt, kann nach dem Wortlaut von Art 919 Abs 6 PGR eine verbindliche
Auskunft beantragen. Die Antragslegitimation hängt nicht davon ab, ob der Treuhänder ein
Beschlussquorum und die wirksame Beschlussfassung verhindern kann. Im Schrifttum wird
vertreten, dass die Antragslegitimation auch den mitwirkungsbereiten Treuhändern
zusteht.2265 Besteht ein solcher Dissens nicht, haben die Treuhänder aber als Gruppe einen
begründeten Zweifel, wird die Antragstellung ebenfalls zulässig sein. Es wäre nicht
einzusehen, warum Mittreuhänder als Gruppe anders zu behandeln wären wie ein
Einzeltreuhänder. Art 919 Abs 6a PGR idF LGBl 2026/12gibt hinkünftig jedem einzelnen
mehrerer Mittreuhänder die Antragslegitimation, wenn es dringend ist oder ein wichtiger
Grund vorliegt. – Auskünfte nach Art 919 Abs 6 PGR sind zu unterscheiden von
Antragstellungen nach Art 927 Abs 2 PGR. Wurde ein Treuhänder überstimmt und ist der
Beschluss trotz Gegenstimme quorumsmäßig gültig, müsste der überstimmte Treuhänder ein
Missstandverfahren nach Art 927 Abs 2 PGR einleiten, wenn er die Durchführung des
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Beschlusses und seine Aufhebung erreichen will (s oben Rz 17.82). Dass (je)der Treuhänder
Antragslegitimation dafür besitzt, dazu oben (Rz 17.87).

Grds muss es um Rechtsfragen gehen, insb um die Auslegung der Treuhandurkunde. Nach
dem Gesetzestext soll das Gericht auch die bloße Angemessenheit einer Maßnahme
beurteilen dürfen. Soweit es um die Angemessenheit in einem geschäftlichen Sinne
(Zweckmäßigkeit), um ein business judgment, geht, sollte man eine Entscheidungsbefugnis
des Gerichts zur Geschäftsführungsfrage selbst verneinen. 2266 Es gehört nicht zur
Sachkompetenz der Gerichte, reine Geschäftsführungsfragen zu beantworten. Vielmehr sollte
das Gericht seine Meinung zu Rechtsfragen äußern. Werden ihm Fragen zur Angemessenheit
und zum business judgment vorgelegt, sollte es diese also nur rechtlich beurteilen dürfen,
namentlich, ob die inneren und äußeren Grenzen des Ermessensspielraums für die in
Aussicht genommene Maßnahme rechtlich eingehalten sind und ob alle Voraussetzungen für
eine wirksame (informierte) Ermessensausübung vorliegen. Dazu würde namentlich die
Beurteilung gehören, ob die Kriterien der business judgment rule 2267 nach Art 182 Abs 2
PGR eingehalten sind. Richten die Treuhänder ihre Entscheidung am Wohl des Unternehmens
(also am Zweck der Treuhänderschaft oder am Zweck der konkreten Ermessens- oder
Entscheidungsbefugnis) aus, handeln sie unbefangen und frei von Interessenkonflikten,
haben sie hinreichende Informationen gesammelt, bewegt sich die Entscheidung im
Ermessensspielraum, den Gesetz oder Treuhandurkunde setzen, diese Fragen darf und muss
das LG beurteilen, wenn es um eine verbindliche Auskunft ersucht wird. Verneint es eine oder
mehrere der Fragen, wird es die Erteilung der Auskunft ablehnen. Genau diese Fragen hätte
das Gericht auch ex post zu beurteilen, wenn es um die Verantwortlichkeit des Treuhänders
geht. In diesem Rahmen kann das Gericht durchaus den Auftrag erteilen, dass die Treuhänder
die Entscheidung noch besser vorzubereiten haben (mehr Informationsbeschaffung,
Einholung von Bewertungsgutachten bei Veräußerungsvorgängen, fairness opinions bei
Unternehmenserwerben oder -veräußerungen etc), genauer gesagt, die Auskunft (vorläufig
und begründet) verweigern. Aus der Sicht des Aufsichtsgerichts mag das albtraumhaft
anmuten, zumal Art 919 Abs 6 eine Entscheidungspflicht des Gerichts begründet;
andererseits unterschiede sich der Vorgang von der in Anwendung von Art 182 Abs 2 PGR
den Gerichten ohnehin obliegenden Überprüfung von Geschäftsleitungsentscheidungen nur
in zeitlicher Hinsicht. Statt ex post, erfolgt die Beurteilung ex ante. Damit wäre immerhin die
von Leitungspersonen so gefürchtete richterliche hindsight bias vermieden.

Nach der hier vertretenen Auffassung sind andere Personen als die Treuhänder dem
Verfahren nicht beizuziehen, insb Begünstigte nicht. Der OGH hat das bei § 150 TrUG (wie
erwähnt, spricht die Bestimmung von Weisung statt verbindlicher Auskunft) allerdings noch
zu Zeiten des Rechtsfürsorgegesetzes (LGBl 1919/22), das mit LGBl 2010/454 durch das
Ausserstreitgesetz abgelöst wurde (Art 190 lit a AussStrG), anders gesehen.2268 Durch die
Haftungsbefreiung werde in das Haftungsregime eingegriffen und das berühre materiell-
rechtliche Interessen der Begünstigten. Wenaweser spricht sich ebenfalls für weitgehende
Parteirechte aus.2269

Die Verfasser orientieren sich am engen materiell-rechtlichen Parteibegriff von Art 2 Abs 2
lit c AussStrG. Durch die verbindliche Auskunft wird in materielle Rechte von Begünstigten
nicht direkt eingegriffen. Geht es bspw um die Frage, ob an eine bestimmte Person jetzt oder
später auszuschütten ist, kann die begünstigte Person ihren Anspruch im streitigen Verfahren
geltend machen, auch wenn die verbindliche Auskunft auf die spätere Ausschüttung lautet.
Die verbindliche Auskunft präjudiziert das streitige Verfahren nicht. Der Verlust eines
möglichen Verantwortlichkeitsanspruchs begründet keine unmittelbare Betroffenheit in
eigenen Rechten.2270 Erstens wäre der Verantwortlichkeitsanspruch ohnehin zugunsten der
Treuhänderschaft geltend zu machen, weil Begünstigte von einer Verletzung der
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Treuepflichten – diesseits deliktischen Verhaltens – nur reflexhalber betroffen sind.2271
Zweitens hat der Begünstigte keinen Anspruch auf Haftung, sondern auf
treuhandurkundenkonformes Verhalten (Art 927 Abs 1 PGR). Gerade der Erfüllung dieser
Primärverpflichtung dient die verbindliche Auskunft. Würde sich der Treuhänder, statt an das
Gericht sich zu wenden, das in dieser Eigenschaft wie ein Gutachter agiert, um ein Gutachten
auf dem privaten Markt bemühen, wäre das Ergebnis der Freistellung von Haftung nach den
Regeln der business judgment rule das Gleiche, sofern der Treuhänder alle erforderlichen
Informationen geliefert hat und sich in seiner Entscheidung ausschl von sachlichen Kriterien
hat leiten lassen. Drittens geht es um Geschäftsführungsentscheidungen, bei denen der
Begünstigte nicht positiv mitwirkungsberechtigt ist. Bei der Willensbildung hat der
Begünstigte kein Mitwirkungsrecht.2272 Dies ändert sich nicht, wenn der Treuhänder um eine
verbindliche Auskunft des Gerichts ersucht.

Die Verfasser würden zu dieser Auffassung auch dann stehen, wenn die verbindliche
Auskunft eine potentiell stärkere tatsächliche Wirkung auf eine Begünstigung als nur die
Erstreckung des Zeitpunktes einer Ausschüttung hat, obwohl das hart erscheinen mag. Dies
etwa, wenn das Gericht eine verbindliche Auskunft dazu zu treffen hätte, ob bei richtiger
Auslegung der Treuhandurkunde an A oder B auszuschütten ist. Wenn die verbindliche
Auskunft A als richtigen Ausschüttungsempfänger bezeichnet, kann der Treuhänder für die
Durchführung der Ausschüttung nicht mehr verantwortlich gemacht werden. B kann seinen
Anspruch aber weiterhin gerichtlich durchsetzen und sich, nach Erwirken eines
vollstreckbaren Urteils, einen Bereicherungsanspruch der Treuhänderschaft gegen A wegen
rechtsgrundloser Ausschüttung überweisen lassen. Auch der Spurfolgeanspruch nach
Art 912 Abs 3 PGR bleibt ihm weiter vorbehalten. Im Rahmen des Verfahrens zu Art 919
Abs 6 PGR hätte das Gericht aber die Befugnis, zu prüfen, ob der Treuhänder bei beiden
Begünstigten nachgefragt hat, ob sie über Sonderinformation verfügen, die bei der Auslegung
zu berücksichtigen sind. Je nach Konstellation ist solches Sonderwissen um
auslegungsrelevante Begleitumstände durchaus vorstellbar.

D.  Honorarbestimmung nach Art 921 Abs 1 PGR

Ist in der Treuhandurkunde das Honorar nicht bestimmt, kann der Treuhänder (muss aber
nicht) das Gericht um Bestimmung ersuchen (Art 921 Abs 1 PGR). Das Gericht nimmt die
Bestimmung „nach Anhörung der Beteiligten“ (zu dieser Wendung oben Rz 17.91 f) vor.
Gemeint sind jene Beteiligten, die über Parteistellung verfügen (oben Rz 17.91 f). Parteien
eines solchen Verfahrens sind der ansuchende Treuhänder, sein(e) Mittreuhänder (zur
Vertretung der Interessen des Treuguts, das für den Anspruch primär haftet) und jene
weiteren Personen, die für das Honorar unmittelbar haften. Gem Art 920 Abs 2 PGR sind das
primär der Treugeber und sekundär jener Begünstigte, „dem ein Recht auf das Treugut oder
dessen Erträgnisse zusteht“, also Begünstigungsberechtigte wie iSd § 6 StiftG. – Nach der
Reform gem BuA 2025/17 sollen hinkünftig der Treugeber und im Fall seiner Unerreichbarkeit
der Informationsberechtigte angehört werden (Art 921 Abs 1 PGR idF LGBl 2026/12).

Man übersieht leicht, dass sich Art 921 Abs 1 PGR nur auf das Honorar bezieht, nicht den
Freistellungsanspruch. Mittels eines Wortvergleichs zwischen Art 920 Abs 1 und Art 921
Abs 1 PGR lässt sich das belegen. Art 920 Abs 1 PGR begründet zweierlei Ansprüche.
Erstens einen Honoraranspruch,2273 den das Gesetz einen Anspruch auf „Entschädigung für
seinen Mühewalt“ nennt und in Klammer das Wort „Treulohn“ dazusetzt, zweitens einen
Anspruch auf Freistellung von Verbindlichkeiten, Schulden, Haftungen und Auslagen.
Gegenstand des Bestimmungsrechts in Art 921 Abs 1 PGR ist expressis verbis der Anspruch
des Treuhänders auf „Entschädigung für seinen Mühewalt“, also nur der Treulohn oder das
Honorar. Eigentlich ist das selbstverständlich. Der Anspruch auf Freistellung von
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Verbindlichkeiten und Auslagen besteht von Gesetzes wegen. Die Höhe bestimmt sich nach
dem Umfang der Verbindlichkeiten und Auslagen. Ein richterliches Gestaltungsrecht wäre
fehl am Platz.

E.  Beistand

Art 141 PGR und Art 190 PGR regeln die Bestellung von Beiständen für gelöschte
Verbandspersonen oder solche, denen vorübergehend der Geschäftsführer fehlt. Eine
höchstgerichtliche Rsp zur Anwendbarkeit dieser Bestimmungen auf Treuhänderschaften
besteht nicht. Der StGH meldete Zweifel an der Anwendbarkeit an, weil die Treuhänderschaft
keine Verbandsperson sei.2274 Das OG lehnte die Anwendung aus ebendiesem Grunde
ab.2275

Nach Auffassung der Verfasser ist eine Analogie nicht grds abzulehnen. Im Recht der
offenen Gesellschaft – die ihrerseits keine Verbandsperson und also keine juristische Person
ist – ist die Anwendbarkeit angeordnet (Art 700 Abs 3 PGR). Ausdrücklich zwar nur für
Art 190 PGR, aber für Art 141 PGR sollte das ebenso gelten. Freilich wäre der
Anwendungsbereich viel geringer als bei Verbandspersonen. Dazu im Einzelnen:

1.  Art 141 PGR

Wenn eine Klage gegen eine gelöschte Verbandsperson angestrengt werden soll, kann der
künftige Kläger die Bestellung eines Beistands gem Art 141 PGR beantragen, damit er den
Prozess führen kann. Zur Führung von Prozessen gegen die Verbandsperson spielt die
Bestimmung heute in der Praxis nur noch eine geringe Rolle. Die Rsp wendet die Bestimmung
nämlich zur Führung von Aktivprozessen analog an, insb, wenn auf Betreiben einer
interessierten Person (Mitglieder, Gläubiger, vor allem) ein Verantwortlichkeitsprozess gegen
ein früheres Mitglied des Verwaltungsorgans geführt oder ein Bereicherungsanspruch wegen
rechtsgrundloser Ausschüttung (zB iSd Art 226 Abs 3 PGR) geltend gemacht werden
soll.2276 Zur Führung solcher Verfahren besteht bei Treuhänderschaften wegen der bereits
beschriebenen Einzelklagebefugnisse ein geringer Bedarf. Treugeber und Begünstigte haben
von Gesetzes wegen das Recht, einen Spurfolge- oder Verantwortlichkeitsanspruch
zugunsten der Treuhänderschaft direkt geltend zu machen (dazu oben Rz 17.42 ff, 17.46,
17.47 f). Dies gilt namentlich für bereits gelöschte Treuhänderschaften. 2277 Für die
Bestellung eines Beistands besteht dann kein Rechtsschutzbedürfnis,2278 zumal das LG
ohnehin die Befugnis besitzt, gerade aus Anlass der Geltendmachung solcher Ansprüche
einen Treuhänder zu bestellen, der das Klagerecht ausüben kann (Art 912 Abs 3, Art 925
Abs 5 PGR).2279 Angesichts der allg Aufsichtsbefugnisse des LG einschließlich zur
Behebung von Vakanzen (Art 904, 908, 909 PGR) wird man die Bestellbefugnis zur
Geltendmachung von Spurfolge- und Bereicherungsansprüchen der Treuhänderschaft
(Art 912 Abs 3, Art 925 Abs 5 PGR) analog auf Konstellationen nach Art 915 Abs 5
(Aussonderung in der Insolvenz) und Art 924 PGR (Verantwortlichkeit) ausdehnen können.
Für Gläubiger der Treuhänderschaft wiederum gilt, dass sie bei einer vollbeendeten
Treuhänderschaft auf die subsidiäre Haftung der Treuhänder greifen können (Art 916 Abs 1
PGR). Besteht eine persönliche Haftung der Treuhänder nach Art 916 Abs 1 PGR (wegen
Offenkundigkeit des Handels als Treuhänder) nicht, muss eine Anwendung von Art 141 PGR
analog aber erwogen werden. Die Analogie ist umso angezeigter, als vormalige Treuhänder
für ihre persönlichen Ansprüche auf Art 141 PGR „zugreifen“ dürfen. Denn Art 920 Abs 4 PGR
bestimmt das Treugut gegenüber solchen Ansprüchen zur parteifähigen Vermögensmasse.
Nach der Vollbeendigung muss folgerichtig wie bei Verbandspersonen nach Art 141 PGR die
Bestellung eines Beistands möglich sein. Es wäre gleichheitswidrig, nur dem vormaligen
Treuhänder Verfahren gegen vollbeendete Treuhänderschaften zu ermöglichen.
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Wer die Frage richtig beantworten will, muss den Zweck des Art 141 PGR in seinem
ursprünglichen Anwendungsbereich erfassen. Warum das PGR überhaupt Verfahren gegen
gelöschte Verbandspersonen ermöglichen will, obwohl kein Vermögen mehr vorhanden ist,
um ein allfällig erstrittenes Urteil zu vollstrecken, liegt im Justizgewährungsanspruch.
Art 141 PGR ist eine fortschrittliche Bestimmung, die ihrer Zeit voraus ist. In Österreich
musste eine solche Klagemöglichkeit erst durch die Rsp entwickelt werden. Immer wieder
kam es nämlich vor, dass sich Personengesellschaften oder auch Verbandspersonen im
laufenden Verfahren auflösten und abwickelten. Vollbeendete Handelsgesellschaften oder
Verbandspersonen gelten rechtlich als nicht mehr existent. Im laufenden Verfahren verloren
sie so („bequemerweise“) ihre Parteifähigkeit und das Verfahren war – bis in die
Revisionsinstanz – für nichtig zu erklären.2280 Dieser Praxis hat ein sehr grundlegendes
Erkenntnis des öOGH ihr Ende bereitet. Der Justizgewährungsanspruch von Art 6 EMRK
müsse die Fortsetzung eines Verfahrens gegen eine Verbandsperson ermöglichen, die sich
im laufenden Verfahren vollbeendet und daher ihre Existenz verloren habe.2281

Tatsächlich ist die Frage der Vollbeendigung nämlich häufig strittig. Es können residuale
Verantwortlichkeitsansprüche gegen frühere Organmitglieder oder Bereicherungsansprüche
gegen frühere Mitglieder wegen zu hoher Ausschüttungen bestehen.2282 Just darum räumt
Art 141 PGR eine Klagemöglichkeit gegen gelöschte Verbandspersonen ein. Es bleibt dem
Kläger überlassen, sein Rechtsschutzbedürfnis zur Klärung eines Anspruchs gegen eine
gelöschte Verbandsperson zu bestimmen. Erwirkt er ein Urteil, kann er
Verantwortlichkeitsansprüche oder Bereicherungsansprüche wegen unzulässiger
Ausschüttungen, auch des Liquidationsgewinns, aufspüren, pfänden und sich überweisen
lassen. Er kann dann Drittschuldnerprozesse führen oder nicht. Was der öOGH erst
aufwendig aus verfassungsrechtlichen Überlegungen ableiten musste, ist im PGR von Anfang
an verankert.

Die Treuhänderschaft ist zwar keine Verbandsperson, aber die Flucht in die Nichtexistenz zur
Verhinderung von Verfahren kann man auch dort beobachten. Bei einem als
Treuhänderschaft organisierten Investmentfonds bspw hatte das OG die Klage abgewiesen,
weil der Treuhänder den Fonds bereits liquidiert und beendet hatte.2283 Da der Treuhänder
nur mit dem Treuhandvermögen hafte, müsse die Klage abgewiesen werden, wenn ein
solches Vermögen nicht mehr vorhanden sei. Wäre ein solches Vermögen noch vorhanden
gewesen, hätte das OG, wie es ausführt, erwogen, das Klagebegehren auf den Beklagten „als
Treuhänder . . .“ als minus 2284 einzuschränken und ihm stattzugeben.2285 Hätte das OG
freilich den hinter Art 141 PGR stehenden Rechtsschutzgedanken beachtet, hätte es der
Klage, bei Exekution in das Treuhandvermögen, stattgeben müssen oder jedenfalls nicht an
der Passivlegitimation scheitern lassen dürfen. Der Treuhänder wäre doch nicht belastet
gewesen, wenn der Titel nur auf Exekution in das Treuhandvermögen gelautet hätte. Es bliebe
dann dem siegreichen Kläger vorbehalten, solches Treuhandvermögen auszuforschen und
sich die entsprechenden Vermögensrechte verwertungshalber überweisen zu lassen. Gerade
im genannten Fall2286 waren solch restliche Vermögensansprüche aller Wahrscheinlichkeit
nach vorhanden. Der Investmentfonds hatte aus einer überschuldeten
Kommanditgesellschaft unzulässigerweise Ausschüttungen auf den Kommanditanteil, der
als Investment Teil des Fondsvermögens war, erhalten. Im Rahmen der Vollbeendigung muss
der Treuhänder das Realisat an Gläubiger oder Fondsbegünstigte weitergeleitet haben,
obwohl es an die Insolvenzmasse der deutschen Kommanditgesellschaft zurückzuzahlen
war. Evidentermaßen hatte die liechtensteinische Treuhänderschaft, also der
Investmentfonds, dann bereicherungsrechtliche Rückforderungsansprüche gegen die
Empfänger oder Ansprüche aus Verantwortlichkeit gegen die Treuhänder.



17.108

17.109

Die Haltung des OG erscheint aus der Perspektive des Art 6 EMRK problematisch. Zwar mag
Art 141 PGR nicht unmittelbar anwendbar sein, aber der dahinterstehende Gedanke
beansprucht allg Geltung. Bei einer gelöschten Treuhänderschaft muss entweder eine Klage
gegen den Treuhänder bei Exekution in das Treuhandvermögen (bei Exekution in seinen
Freistellungsanspruch allemal, wenn die persönliche Haftung nach Art 916 Abs 1 PGR nicht
beseitigt war) weiterhin zulässig sein oder aber man müsste in solchen Fällen die Bestellung
eines Beistands nach Art 141 PGR ermöglichen. So wenig wie bei der Stiftung kommt es zu
einer Vollbeendigung der Treuhänderschaft, solange sie (noch) Vermögen oder
Vermögensansprüche hat. Allfällige Aufhebungsbeschlüsse der Treuhänder sind unwirksam,
solange solche Ansprüche noch vorhanden sind.2287 Nur deklaratorische Wirkung kommt
der Löschung der Treuhänderschaft im Handelsregister zu (Art 950 Abs 1 PGR).2288 In
einem Auflösungs- oder Aufhebungsbeschluss des Treuhänders wäre auch keine Kündigung
iSd Art 908 Abs 2 PGR zu erblicken.2289

Letzterenfalls müsste nach der neueren Rsp von StGH und OGH der vormalige Treuhänder
dem Bestellungsverfahren beigezogen werden. Bei Stiftungen verlangt der StGH die
Beiziehung ehemaliger Stiftungsräte und Treuhänder nach Art 2 Abs 1 lit c AussStrG nicht
wegen unmittelbarer, aber immerhin „starker“ Betroffenheit. 2290 Dogmatisch ist diese
Begründung nicht überzeugend, weil eine unmittelbare materiell-rechtliche Betroffenheit
vormaliger Organe iSd Art 2 Abs 1 lit c AussStrG nicht zu erkennen ist, auch dann nicht, wenn
die Bestellung eines Beistands zur aktiven Geltendmachung von
Verantwortlichkeitsansprüchen beantragt ist. Das rechtliche Gehör wird den vormaligen
Organen im Verantwortlichkeitsprozess gewährt. Das Merkmal der starken Betroffenheit
erzeugt auch große Rechtsunsicherheit. Im Ergebnis ist die Beteiligung vormaliger Organe
dennoch richtig und sachgerecht. Die Bestellung eines Beistands greift nämlich in die
Rechtssphäre der Verbandsperson oder, bei Anwendung auf Treuhänderschaften, in deren
Rechtssphäre ein. Diese Rechtssphäre ist unmittelbar betroffen, wenn Eingriffe in die
Organisation erfolgen.2291 Zur Wahrung der Rechte der Verbandsperson könnte man einen
Vorbeistand bestellen. Indessen würde dies das Verfahren stark verkomplizieren und zurück
zur unglücklichen Kollisionskuratorrechtsprechung führen,2292 bei der eine potentiell
endlose Kette von Vor- und Zwischenkuratoren zu bestellen war, ehe das eigentliche
Bestellverfahren ins Rollen kam.2293 Viel besser ist es, die ehemaligen Organe als Parteien
beizuziehen. Nur dient die Beiziehung nicht der Wahrnehmung deren persönlichen Interessen,
sondern der Wahrnehmung der Interessen der betroffenen Verbandsperson. Sie fungieren
also, wie Legalparteien, 2294 als Prozessstandschafter im eigenen Namen mit Wirkung für
und gegen die Verbandsperson.2295

Inhaltlich wird es bei der Beteiligung vormaliger Organe oder Treuhänder vor allem um Fragen
der richtigen Auswahl des Beistands gehen. Ohne Beteiligung der früheren Organe würden
nämlich häufig Interessenvertreter des Antragstellers bestellt, was den nachfolgenden
Prozess gegen die Verbandsperson zur Farce verkommen lässt und den Aktivprozess der
Herrschaft des Antragstellers unterstellt. In der Regel würde der so bestellte Beistand im
Passivprozess den geltend gemachten Anspruch einfach anerkennen und im Aktivprozess
nicht als Vertreter der Verbandsperson, sondern als Vertreter des Antragstellers agieren.
Indessen wird die Beteiligung der vormaligen Organe garantieren, dass auf allfällige
Interessenkonflikte der ins Auge gefassten Kandidaten aufmerksam gemacht und eine
objektiv taugliche und hinreichend neutrale Person zum Beistand bestellt wird. Auch kann
das ehemalige Organ auf Umstände hinweisen, die das rechtliche Interesse des
Antragstellers beseitigen. Etwa, wenn das ehemalige Organ nachweisen kann, dass der
Anspruch des antragstellenden Gläubigers längst befriedigt ist oder die Begünstigung des
antragstellenden Begünstigten nicht oder nicht mehr besteht. Dabei darf es aber nur um
offensichtliche Umstände gehen, also Umstände, die ein rechtsmissbräuchliches Agieren des
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Antragswerbers nahelegen, ansonsten das eigentlich angestrebte meritorische Verfahren
vorweggenommen würde.

Soll der Beistand zum Führen eines Aktivprozesses, namentlich zur Geltendmachung der
Verantwortlichkeit gegen frühere Organträger, bestellt werden, darf die Frage der
Verantwortlichkeit im Bestellverfahren grds2296 nicht geprüft werden. Denn wenn der
Bestellwerber den langen Weg des Art 141 PGR geht, den Anspruch also zunächst gegen die
Verbandsperson durchsetzt, muss er sich mit Einwänden aus den Folgeprozessen ebenfalls
nicht konfrontieren lassen. Einen Anspruch gegen die Verbandsperson wird der
Anspruchswerber dann durchsetzen wollen und deshalb die Bestellung eines Beistands
beantragen, wenn er sich Chancen auf die Befriedigung des Anspruchs mithilfe eines
Verantwortlichkeitsanspruchs oder anderer brachliegender Restansprüche der vollbeendeten
Verbandsperson ausrechnet. Ob solche Ansprüche bestehen, wird aber erst nach Vorliegen
eines rechtskräftigen und vollstreckbaren Urteils gegen die Verbandsperson relevant. Der
Bestellwerber kann sich dann den Verantwortlichkeitsanspruch als betreibender Gläubiger
nach den Regeln der EO überweisen lassen. Bei der Überweisung des Anspruchs hat der
präsumtive Drittschuldner, hier der Organträger, nur ein Recht zur Äußerung, ob er den
Anspruch anerkennt oder bestreitet (§ 223 EO). Die materielle Richtigkeit des Anspruchs wird
erst im nachfolgenden Drittschuldnerprozess geklärt.

2.  Art 190 PGR

Ein Bedürfnis zur Anwendung von Art 190 PGR ist ebenfalls gering. Wenn die Bestimmung
vom fehlenden Verwaltungsorgan spricht, müsste man bei Treuhänderschaften auf das
vorübergehende Fehlen eines Treuhänders abstellen. Aber da die Kompetenz zur Bestellung
von Treuhändern im Falle der Vakanz ohnehin beim LG liegt (Art 904, 908, 909 PGR), bleibt für
Art 190 PGR kaum ein Anwendungsbereich. Vorstellen kann man sich die Bestellung, wenn
die Treuhandurkunde bestimmte Personen oder Organe zur Bestellung von Treuhändern
ermächtigt, diese aber womöglich von der Vakanz nichts wissen. Dann könnte das LG einen
Beistand zur vorübergehenden Wahrnehmung der Treuhänderfunktionen bestellen (Art 700
Abs 3 PGR analog), aber mit dem primären Ziel, die bestellbefugten Organe schnellstmöglich
zusammenzurufen, damit diese den ordentlichen Treuhänder bestellen.

VI.  LVG

Mitunter kommen bei Treuhänderschaften Verfahren nach Maßgabe des LVG vor. Vor allem
dann, wenn die Treuhandurkunde privative Abberufungsrechte einräumt. Treuhandurkunden
sehen solche Befugnisse oft für Protektoren oder den Treugeber vor. Die Ausübung kann –
wie bei der Stiftung –2297 einen wichtigen Grund voraussetzen oder voraussetzungslos
möglich sein. Wenn das Recht ausgeübt wird, werden neue Treuhänder im Handelsregister
eingetragen. Der Abgesetzte kann der Eintragung durch einen privatrechtlichen Einspruch
zuvorkommen, solange die beantragte Eintragung nicht vollzogen ist (Art 982 PGR). Der
Einspruch muss einen Antrag und eine (schlüssige) Begründung enthalten (Art 122 HRV).
Fehlen die Voraussetzungen, ist er zurück- oder abzuweisen. Gibt das Amt für Justiz dem
Einspruch statt, setzt es eine kurze Frist von in der Regel 14 Tagen, in der es die Vornahme
der Eintragung aussetzt. Binnen dieser Frist kann der betroffene Treuhänder einen
Amtsbefehl erwirken, der die Durchführung der Eintragung verbietet. Richtigerweise müsste
der Betroffene ein Verfahren nach Art 927 Abs 2 PGR (Beschlussaufhebung) eröffnen.
Amtsbefehle können auch im Außerstreitverfahren,2298 sogar vAw, verfügt werden (Art 270
Abs 3 EO). Bei Parallelfragen im Stiftungsrecht wird mitunter der streitige Weg gewählt.2299
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Schon vor der Anmeldung zur Eintragung kann der Treuhänder den Einspruch vorsorglich
einbringen, wenn er mit seiner (womöglich rechtswidrigen) Absetzung rechnet (Art 983 PGR).
Nach drei Monaten verliert der vorsorgliche Einspruch seine Wirkung, wenn in dieser Frist die
„befürchtete“ Anmeldung nicht erfolgte oder das Gericht keinen Amtsbefehl mit
Registersperre erließ (Art 983 Abs 4 PGR). Aus demselben Grund kann der vorsorgliche
Einspruch nicht erneuert werden, um fortgesetzte Wiederholungen der Registersperre von
jeweils drei Monaten zu erwirken.2300

Nach vollzogener Eintragung kann ein im Handelsregister gelöschter Treuhänder mitunter die
Wiedereintragung durch ein Begehren auf Revision der vollzogenen Entscheidung nach
Art 124 HRV erreichen. Revisionsgrund ist die Missachtung von Vorschriften, die vAw
anzuwenden sind. Aussicht auf Erfolg hat das dann, wenn die Löschungsbelege nicht
vollständig, schlüssig und formgerecht waren.

Fußnote(n)
  Dazu nur Marxer & Partner, Liechtensteinisches Wirtschaftsrecht Rz 10.2.
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2119)
2120)
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2134)

2135)
2136)
2137)
2138)

  Schopper/Walch, Trust Rz 872; Biedermann, Treuhandschaft 371 f; vgl OG 08 CG.2022.67 LES
2024, 140 Erw 3.4 ff.

  öOGH 3 Ob 84/09p; öOGH 8 Ob 244/02v; Kralik, Erbrecht 362 f.
  Zu alldem ausf Lewin on Trusts I  Rz 27–041 ff.
  OGH 07 CG.2016.8 LES 2018, 296; Schopper/Walch, Trust Rz 438.
  Vgl BGE 54 II 243 (gesamthänderische Erbengemeinschaft; zwei von drei Gesamthändern

klagen schuldrechtliche Forderung gegen dritten ein).
  Siehe nur Domej in Kodek/Oberhammer, ZPO-ON § 14 Rz 2.
  Purtscheller in Schumacher, HB LieZPR Rz 6.56.
  Dazu unten Rz 17.41.
  Purtscheller in Schumacher, HB LieZPR Rz 6.56.
  Auch wenn Nichtigkeit behauptet wird und gegebenenfalls vorliegt, üben (präsumtive)

Treuhänder den Besitz am präsumtiven Treugut gemeinsam aus.
  Vgl nur Purtscheller in Schumacher, HB LieZPR Rz 6.56.
  Vgl Purtscheller in Schumacher, HB LieZPR Rz 6.57.
  Schopper/Walch, Trust Rz 455; die Treuhandurkunde kann anderes vorsehen (Art 911 Abs 4

PGR).
  Die notwendige Streitgenossenschaft soll der „Gefahr unlösbarer Verwicklungen durch

verschiedene Entscheidungen“ entgegenwirken; Purtscheller in Schumacher, HB LieZPR Rz 6.55.
  Der Erstverfasser kennt einschlägige Diskussionen noch aus eigener Wahrnehmung.
  Ähnlich Schopper/Walch, Trust Rz 878 (FN 2285).
  Zur parallelen Situation bei der einfachen Gesellschaft Fellmann/K. Müller in BK Einfache

Gesellschaft Art 543 OR Rz 36 mit Beispielen.
  Siehe Fellmann/K. Müller in BK Einfache Gesellschaft Art 543 Rz 35 ff.
  Schopper/Walch, Trust Rz 878; sie sprechen von verdecktem Handeln statt Handeln und

indirekter Stellvertretung und räumen in FN 2285 doch Gründe ein, warum ein Handeln in indirekter
Stellvertretung gerechtfertigt sein kann. Beispielhaft erwähnen sie den Erwerb eines Vermögenswertes
für die Treuhänderschaft, wenn das offene Handeln zum Geschäftsabbruch oder zu ungünstigeren
Konditionen führte.

  Schopper/Walch, Trust Rz 458; s Begehren in OGH 07 HG.2016.212 LES 2018, 109.
  Ähnlich wohl OG 08 CG.2022.67 LES 2024, 140 Erw 3.5.
  Domej in Kodek/Oberhammer, ZPO-ON § 11 Rz 8 (bei Solidarverpflichtung).
  Schopper/Walch, Trust Rz 871 ff; Lorenz in Heiss, Rechtsreform 149 (165); Biedermann,

Treuhandschaft 371.
  OG 08 CG.2022.67 LES 2024, 140 Erw 3.5.
  So Schopper/Walch, Trust 865. Die Verfasser sind aA und können sich dafür direkt auf das

Gesetz berufen (Art 916 Abs 1 und Marginalie zu Art 916 PGR).
  AA (Freistellungsanspruch nur gegen Treugeber und Begünstigungsberechtigte) Biedermann,

Treuhandschaft 352, der dabei allerdings Art 920 Abs 4 PGR übersehen haben dürfte.
  Domej in Kodek/Oberhammer, ZPO-ON § 11 Rz 8 (Solidarschuld).
  So würde man bei der einfachen Gesellschaft vorgehen. Jeder Gesellschafter haftet dort für

die Gesellschaftsschulden persönlich, solidarisch und auch primär (Art 664 Abs 1 PGR). Der Zugriff auf
das Gesellschaftsvermögen erfolgt aber nur indirekt über den Liquidationsanteil (Art 663 Abs 2 PGR).

  So auch Lorenz in Heiss, Rechtsreform 149 (165); ferner Schopper/Walch, Trust Rz 871 ff;
Biedermann, Treuhandschaft 371 f.

  Schopper/Walch, Trust Rz 872; Biedermann, Treuhandschaft 371 f; vgl OG 08 CG.2022.67 LES
2024, 140 Erw 3.4 ff.

  Siehe OG 08 CG.2022.67 LES 2024, 140; OGH 05 CG.2018.66 LES 2022, 100 = GE 2023, 159.
  Lorenz in Heiss, Rechtsreform 149 (164 ff).
  OGH 06 CG.2007.337 GE 2010, 382 (Zusammenfassung Vorentscheidung OG).
  OGH 06 CG.2007.337 GE 2010, 382.
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2148)

2149)
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2152)
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2162)

2163)
2164)
2165)
2166)

2167)
2168)

2169)
2170)

2171)
2172)
2173)
2174)
2175)

  Für die parallele Frage bei der BGB-Gesellschaft und der actio pro socio statt vieler Klimke in
BeckOK HGB  § 105 HGB Rz 213.

  Siehe erfolgreiches Begehren in OGH 06 CG.2007.337 GE 2010, 382 Leitsatz [gmg], Erw 6.1.1.
  Dazu ausf bereits Lorenz in Heiss, Rechtsreform 149 (159 ff, 179).
  öOGH 6 Ob 45/18p (Zahlung auf gemeinsames Konto der Mitglieder; das Klagebegehren ist in

der Entscheidung allerdings nicht wörtlich enthalten).
  OGH 5. 12. 2014, 06 CG.2011.306 (unv) Erw 7.2 ff.
  OGH 5. 12. 2014, 06 CG.2011.306 (unv); OGH 06 CG.2007.337 GE 2010, 382 Erw 11.5.
  So zur vergleichbaren actio pro socio Schmidt in MüKoHGB II  § 105 HGB Rz 203 (vor der

Rechtskrafterstreckung durch § 715b BGB).
  Schopper/Walch, Trust Rz 586; Auer in Gasser, Trustrecht Rz 61.
  Schopper/Walch, Trust Rz 585.
  Vgl Fleischer in MüKoHGB II  § 105 HGB Rz 372 (Hinweis auf Stimmen, dass auf Aufforderung

verzichtet werden kann, wenn sie aussichtslos erscheint); BGE 144 III 277.
  Parapatits in Kletečka/Schauer, ABGB-ON  § 848 Rz 4 (Stand 1. 1. 2022, rdb.at).
  Riedler in KBB  § 1180 Rz 3.
  Kodek in Kletečka/Schauer, ABGB-ON  § 890 Rz 10 (Stand 15. 4. 2024, rdb.at) (es handelt

sich um eine gewillkürte Prozessstandschaft); aA T. Kunz, Prozessstandschaft 111 f.
  Bydlinski in KBB  § 890 ABGB Rz 2 mwN; öOGH 6 Ob 14/22k; öOGH 4 Ob 568/94.
  Parapatits in Kletečka/Schauer, ABGB-ON  § 848 Rz 4 (Stand 1. 1. 2022, rdb.at).
  Riedler in KBB  § 1180 Rz 3.
  Kodek in Kletečka/Schauer, ABGB-ON  § 890 Rz 10 (Stand 15. 4. 2024, rdb.at).
  öOGH 6 Ob 14/22k.
  Schmidt in MüKoHGB II  § 105 HGB Rz 203; Kodek in Kletečka/Schauer, ABGB-ON  § 890 R

z 11, Rz 14 (Stand 15. 4. 2024, rdb.at); Nachweise zur hL bei T. Kunz, Prozessstandschaft 201, der
selbst aA ist; aA Schauer in Kalss/Nowotny/Schauer, Österreichisches Gesellschaftsrecht  Rz 2/524.

  Kodek in Kletečka/Schauer, ABGB-ON  § 890 Rz 10 (Stand 15. 4. 2024, rdb.at).
  T. Kunz, Prozessstandschaft 209 f; Kodek in Kletečka/Schauer, ABGB-ON  § 890 Rz 10 (Sta

nd 15. 4. 2024, rdb.at).
  Klimke in BeckOK HGB  § 105 HGB Rz 213; Schmidt in MüKoHGB II  § 105 HGB Rz 202.
  Schauer in Kalss/Nowotny/Schauer, Österreichisches Gesellschaftsrecht  Rz 2/521.
  Purtscheller in Schumacher, HB LieZPR Rz 6.56 (treten nicht alle notwendigen Streitgenossen

als Kläger auf fehlt die Sachlegitimation; die Klage ist abzuweisen).
  Klicka in Fasching/Konecny, ZPO  III/1 § 234 Rz 2.
  Rechberger/Klicka in Rechberger/Klicka, ZPO  § 234 Rz 2.
  Siehe Rauter in Rummel/Lukas/Geroldinger, ABGB  §§ 1175–1292 § 1193 Rz 44.
  Rechberger/Klicka in Rechberger/Klicka, ZPO  § 234 Rz 3; Klicka in Fasching/Konecny, ZPO

III/1  § 234 Rz 4.
  Klicka in Fasching/Konecny, ZPO III/1  § 234 Rz 37.
  Scholz-Berger in Kodek/Oberhammer, ZPO-ON § 234 Rz 19 mit Nachweisen zur

Rechtsprechung.
  OGH 05 C 289/86 LES 1992, 111.
  Ausf zu Relevanz- und Irrelevanztheorie (herrschend) bei Anwendung von § 234 öZPO, der

Parallelbestimmung zu § 242 ZPO, Klicka in Fasching/Konecny, ZPO III/1  § 234 Rz 23–36.
  Klicka in Fasching/Konecny, ZPO III/1  § 234 Rz 31.
  OGH 07 CG.2019.213 LES 2022, 228.
  OGH 07 CG.2019.213 LES 1992, 111 Erw 9.7.
  OGH 07 CG.2019.213 LES 1992, 111 Erw 9.9 f.
  OGH 07 CG.2019.213 LES 2022, 228 Erw 9.10: „Aus dieser Rsp ergibt sich ein wesentlicher

Verfahrensrechtlicher Grundsatz: Es soll nicht in der Hand einer beklagten Partei liegen, nach
Verfahrenseinleitung durch Änderungen ihrer internen Struktur die Rechtsverfolgung eines Klägers zu
verunmöglichen.“
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2176)
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2179)
2180)
2181)
2182)
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2187)
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2193)
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2199)

2200)

2201)

2202)
2203)
2204)

2205)
2206)

  Schopper/Walch, Trust Rz 458.
  Klicka in Fasching/Konecny, ZPO III/1  § 234 Rz 4; Scholz-Berger in Kodek/Oberhammer, ZPO-

ON § 234 Rz 18.
  Klicka in Fasching/Konecny, ZPO III/1  § 234 Rz 4; Scholz-Berger in Kodek/Oberhammer, ZPO-

ON § 234 Rz 18.
  Scholz-Berger in Kodek/Oberhammer, ZPO-ON § 234 Rz 1.
  Scholz-Berger in Kodek/Oberhammer, ZPO-ON § 234 Rz 5.
  Scholz-Berger in Kodek/Oberhammer, ZPO-ON § 234 Rz 6.
  Scholz-Berger in Kodek/Oberhammer, ZPO-ON § 234 Rz 6.
  Statt vieler Schäfer in MüKoBGB VII  § 705 Rz 217.
  BGHZ 146, 341–361.
  Der Gesetzgeber hat die richterliche Rechtsfortbildung mittlerweile im Gesetz verankert, s

§ 705 Abs 2 BGB.
  BGH 20. 12. 1962, VII ZR 264/60.
  H. Roth in Stein – ZPO  § 265 Rz 14.
  OGH 05 CG.2018.66 LES 2022, 100 = GE 2023, 159; Schopper/Walch, Trust Rz 400.
  Lorenz in Heiss, Rechtsreform 149 (169 ff); Schopper/Walch Trust Rz 400.
  Meier-Hayoz in BK Eigentum Art 652 ZGB Rz 10; Graham-Siegenthaler in BK Eigentum Art 652

ZGB Rz 34; R. Kunz, Gesamthandgemeinschaft 160.
  Fellmann/K. Müller in BK Einfache Gesellschaft Art 542 OR Rz 63; Meier-Hayoz in BK Eigentum

Art 652 ZGB Rz 10; Graham-Siegenthaler in BK Eigentum Art 652 ZGB Rz 34.
  R. Kunz, Gesamthandgemeinschaft 73; Meier-Hayoz in BK Eigentum Art 652 ZGB Rz 20;

Graham-Siegenthaler in BK Eigentum Art 652 ZGB Rz 21; Kodek in Kletečka/Schauer, ABGB-ON  § 8
90 Rz 15 (Stand 15. 4. 2024, rdb.at); Bydlinski in KBB  § 890 Rz 4; Flume, Personengesellschaft 119.

  Fellmann/K. Müller in BK Einfache Gesellschaft Art 542 OR Rz 63; Meier-Hayoz in BK Eigentum
Art 652 ZGB Rz 10; Graham-Siegenthaler in BK Eigentum Art 652 ZGB Rz 34.

  Lorenz in Heiss, Rechtsreform 149 (169 ff).
  OGH 05 CG.2018.66 LES 2022, 100 = GE 2023, 159.
  Schopper/Walch, Trust Rz 400.
  Schopper/Walch, Trust Rz 400.
  Flume, Personengesellschaft 119: Die Gesamthandgesellschaft ist eine Gemeinschaft, die

durch den gemeinsamen Zweck zusammengehalten wird. Das Vermögen ist dem Zweck unterstellt.
Eine weitere Rechtszuständigkeit an einzelne Gesellschafter kann es daneben nicht geben (anders als
bei der Bruchteilsgemeinschaft, die eine Gegenstandsgemeinschaft ist).

  Section 46 des Trustee Act 1925 ist Grundlage für eine implizite Verfügungserklärung des
Alttreuhänders zur Rechtsübertragung an den Neutreuhänder. Trotz gesetzlicher Anordnung beruht die
Bestimmung auf dem Konzept der notwendigen rechtsgeschäftlichen Übertragungshandlung, die
stillschweigend vermutet wird. Section 46 bezieht sich nur auf die Neubestellung eines Treuhänders
„by deed“ und auch nicht auf alle Vermögensarten. Im common law hat der bisherige Treuhänder die
Pflicht, das Vermögen in das Eigentum des neuen Treuhänders zu übertragen. Dazu bedarf es einer
vesting declaration, also eines Verfügungsgeschäfts, nicht nur der physischen Übergabe. Ausf dazu
Lewin on Trusts I  Rz 17–001 ff.

  Dazu Flume, Personengesellschaft 369 ff; Fellmann/K. Müller in BK Einfache Gesellschaft
Art 542 OR Rz 30 ff.

  Siehe OGH 05 CG.2018.66 LES 2022, 100 = GE 2023, 159 mit Verweis auf § 59 Abs 2 TrUG, der
sich auf Rechte und Pflichten bezieht.

  Windel in Jaeger – InsO II § 80 Rz 15 mwN.
  Statt vieler ausf Vuia in MüKoInsO II  § 80 Rz 80 ff.
  Scott and Ascher on Trusts I  26: „Others, including Justice Holmes, argued that the trust had

a Germanic origin, in the Salman or Treuhand“.
  Kötz, Trust und Treuhand 98 f.
  Kötz, Trust und Treuhand 125 ff.
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  So auch zum deutschen Recht, das kollisionsrechtlich zu beurteilen war, OGH 15 CG.2019.209
GE 2022, 307 Erw 10.5.

  Vuia in MüKoInsO II  § 80 InsO Rz 80 ff.
  Statt vieler Graeber/Deppenkemper in MüKoInsO I  § 57 Rz 40 mwH.
  Rechberger/Klicka in Rechberger/Klicka, ZPO  § 235 Rz 13 mwN (zur gleichen Frage bei der

Gesellschaft bürgerlichen Rechts).
  Vgl OGH 02 CG.2012.455 LES 2014, 54 (55, Berichtigung Parteibezeichnung Masseverwalter

Konkursmasse).
  OGH 06 CG.2007.337 GE 2010, 382.
  OGH 5. 12. 2014, 06 CG.2011.306 (unv).
  Schneider in Fasching/Konecny, ZPO II/1  § 14 Rz 66 (alle Gesellschafter auf Aktiv- oder

Passivseite).
  Fellmann/K. Müller in BK Einfache Gesellschaft Art 537 OR Rz 43 f mwN; vgl BGE 54 II 243.
  Öhri in Heiss/Lorenz/Schauer, Stiftungsrecht  Art 224–225 PGR Rz 34.
  Den Ausdruck Begünstigungsberechtigten iSd § 6 StiftG gab es in der Urfassung des PGR

noch nicht.
  Scholz-Berger in Kodek/Oberhammer, ZPO-ON § 234 Rz 13.
  OGH 05 HG.2013.142 LJZ 2015, 86/1 Leitsatz (Ablebensfall: mangels Rechtsschutzinteresses

für beendet zu erklären); StGH 2012/156 GE 2013, 356 (Einstellung des
Individualbeschwerdeverfahrens als gegenstandslos nach Versterben des Beschwerdeführers, der
Erstbegünstigter, wohl auch Stifter, einer Stiftung war und die Abberufung der Mitglieder des
Stiftungsrates im Außerstreitverfahren beantragt hatte); anders noch für das Rechtsfürsorgegesetz
StGH 2007/137 GE 2009, 364 (Willensvollstrecker eines Treuhänders, der auch Begünstigter war,
durfte begonnenes Abberufungsverfahren zu Ende führen; der StGH zog eine Analogie zur
Antragslegitimation ehemaliger Stiftungsräte, denen im Rahmen des Rechtsfürsorgegesetzes eine
Antragslegitimation für die Einleitung gerichtlicher Aufsichtsverfahren zugestanden wurde).

  OGH 10 HG.2003.17 LES 2008, 82 (Leitsatz 1h, 86).
  Rummel in Rummel/Lukas/Geroldinger, ABGB  §§ 859–916 § 859 Rz 8 mwN (dringendes

Rechtsschutzbedürfnis).
  Siehe nur Biedermann, Treuhandschaft 95.
  OGH 07 HG.2016.212, OGH.2017.7 GE 2017, 141 = LES 2017, 66 Erw 9.15.7 (GE), 80 reSp

(LES).
  OGH 07 HG.2016.212, OGH.2017.7 GE 2017, 141 = LES 2017, 66 (Leitsatz); StGH 2007/82 GE

2010, 446 = GE 2009, 337 Erw 2.2.3; OG 05 HG.2014.375 LES 2016, 73.
  Lorenz in FS Schauer 333 (338 ff).
  Lorenz in FS Schauer 333 (342 ff).
  Knobbe-Keuk in FS Ballerstedt 239 (246 ff, 248).
  Schmidt, Gesellschaftsrecht  646: Doppelfunktion der Anfechtungsklage, einmal negatorische

Klage als Abwehrklage gegen rechtswidriges Verbandshandeln der Organe, zum anderen
Gestaltungsklage, mwN.

  Grds Hueck, Generalversammlungsbeschlüsse 150 f.
  OGH J 566/4 ELG 1962–1966, 170 (173 „Zerrbilder von Stiftungen“).
  Schauer in Heiss/Lorenz/Schauer, Stiftungsrecht  § 1 StiftG Rz 13.
  Dazu Lorenz in FS Schauer 333 (346 f) (mit Nachweisen auch zum englischen Trustrecht).
  Lewin on Trusts II  Rz 28–020.
  Ausf und mit Nachweisen zum englischen Recht Lorenz in FS Schauer 333 (346 f).
  Lewin on Trusts II  Rz 33–003.
  Lewin on Trusts II  Rz 28–020.
  Underhill and Hayton  Rz 4.4 f.
  Vgl Underhill and Hayton  Rz 4.5.
  Biedermann, Treuhandschaft 523.
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  Amtsbefehle können auch im Außerstreitverfahren (OGH Hp 28/93 GE 2020, 22), sogar vAw,
verfügt werden (Art 270 Abs 3 EO).

  BuA 2025/17, 47 (Wiedergabe Kritik).
  OGH 07 HG.2016.212, OGH.2017.7 GE 2017, 141 = LES 2017, 66 Erw 9.5 (GE), Leitsatz (LES),

72 (LES).
  OGH 07 HG.2016.212, OGH.2017.7 GE 2017, 141 = LES 2017, 66 Erw 9.5 (GE), 72 (LES).
  Ausf Lorenz in FS Schauer 333 (353 ff mwN).
  OGH 07 HG.2016.212, OGH.2017.7 GE 2017, 141 = LES 2017, 66 Erw 9.6 (GE).
  OGH 07 HG.2016.212, OGH.2017.7 GE 2017, 141 = LES 2017, 66 Erw 9.15.7: „Schliesslich

führt die Anzeige eines Begünstigten nach Art 929 Abs 3 PGR zur Einleitung eines
Ausserstreitverfahrens“.

  Trenker/Walch, PSR 2022, 82 (85 ff).
  StGH 2012/094 LES 2013, 68 = GE 2013, 285 Erw 2.2 (Recht des Richters).
  Klicka/Rechberger in Rechberger/Klicka, AußStrG  § 2 Rz 4 mwN.
  Klicka/Rechberger in Rechberger/Klicka, AußStrG  § 2 Rz 16 (anders formuliert, aber im

Ergebnis gleich): „Werden hingegen in Sondervorschriften Behörden oder sonstigen Personen lediglich
Antragsrechte eingeräumt, dann werden diese nicht gesetzliche Parteien, sondern Parteien im
formellen Sinn . . . sie sind gesetzliche Prozessstandschafter, da sie im eigenen Namen fremde Rechte
geltend machen“.

  Siehe Arnold, PSG  § 27 PSG Rz 29 zur parallelen Frage in stiftungsrechtlichen
Aufsichtsverfahren.

  OGH 06 HG.2019.250 LES 2023, 47 (Leitsatz).
  Hervorhebung hinzugefügt.
  Klicka/Rechberger in Rechberger/Klicka, AußStrG  § 2 Rz 14 (soweit richterliche Tätigkeit

nicht unmittelbar in Rechtssphäre des Anzuhörenden eingreift und kein subjektives Anhörungsrecht
gewollt ist [das ohne subjektive Betroffenheit hier keinem erkennbaren Zweck dienen würde], dann
handelt es sich bei solchen Bestimmungen nur um Vorschriften zur Tatsachenermittlung); Motal in Sch
neider/Verweijen, AußStrG § 2 Rz 36 f (ob Parteistellung, subjektives Anhörungsrecht oder nur
Verfahrensvorschrift für den Richter muss die Auslegung der jeweiligen Gesetzesbestimmung zeigen).

  So auch OGH 07 HG.2016.212, OGH.2017.7 GE 2017, 141 = LES 2017, 66 Erw9.15.7 (GE) für
dieselbe Wortwendung bei Art 929 Abs 3 PGR.

  OGH 06 HG.2019.250 LES 2023, 47 (Leitsatz); StGH 2023/021 GE 2024, 1.
  BuA 2025/17, 171 f.
  Lewin on Trusts II  Rz 39–090 ff.
  Schopper/Walch, Trust Rz 1028.
  Wenaweser, Weisung 97.
  Art 919 Abs 6c PGR idF LGBl 2026/12stellt das klar.
  Detailliert Lewin on Trusts II  Rz 39–090–39–110.
  Lewin on Trusts II  Rz 39–090.
  Schopper/Walch, Trust Rz 1023 („wenn die Zulässigkeit oder Unzulässigkeit einer Handlung

eindeutig ist, soll das Landgericht nicht behelligt werden“).
  Biedermann, Treuhandschaft 537; so wohl auch Schopper/Walch, Trust Rz 1025.
  AA Wenaweser, Weisung 137 ff; ihm vorsichtig zustimmend Schopper/Walch, Trust Rz 1023.
  OGH 10 HG.2003.17 LES 2008, 82 (Erw 2.2.7, sie gilt für die Entscheidung von Treuhändern).
  OGH 05 ÖR.2009.1 GE 2011, 30 = LES 2011, 64.
  Wenaweser, Weisung 114 ff.
  So aber wohl OGH 05 ÖR.2009.1 GE 2011, 30 = LES 2011, 64.
  Schopper/Walch, Trust Rz 586; Auer in Gasser, Trustrecht Rz 61.
  Siehe nur Biedermann, Treuhandschaft 95.
  Das liechtensteinische Treuhänderschaftsrecht geht vom Prinzip der Entgeltlichkeit aus,

während es im common law umgekehrt ist. Dort hat der Treuhänder grds unentgeltlich zu agieren,
sofern die Treuhandurkunde nicht Entgeltlichkeit vorsieht.
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  StGH 2016/84 LES 2017, 125 (129 lSp).
  OG 07 HG.2015.216 LES 2017, 211.
  Dazu P. Roth in Heiss/Lorenz/Schauer, Stiftungsrecht  Art 141 PGR Rz 5 mwN.
  OGH 06 CG.2007.337 GE 2010, 382.
  OGH 10 CG 2011.63 GE 2013, 100 Erw 8.1.2.4: „Für die gerichtliche Geltendmachung jedes

Anspruchs ist das Bestehen eines Rechtsschutzbedürfnisses zwingende Voraussetzung“.
  Die Bestimmungen idF LGBl 2026/12 formalisieren das (dazu BuA 2025/17, 112 f, 130).
  Zur Problematik ausf Dellinger, JBl 1991, 629.
  Zu alldem öOGH 8 ObA 2344/96f (verst Senat).
  öOGH 8 ObA 2344/96f (11).
  OG 08 CG.2022.67 LES 2024, 140.
  Nach der hier vertretenen Meinung läge kein minus vor, s oben Rz 17.31.
  OG 08 CG.2022.67 LES 2024, 140.
  OG 08 CG.2022.67 LES 2024, 140.
  OGH 06 CG.2007.337 GE 2010, 382.
  Allg VGH 2008/042 LES 2008, 289 = GE 2008, 52.
  So zu parallelen Situation bei der Stiftung OG 06 HG.2023.93 LES 2025, 120; gutgeheißen

StGH 2024/018 GE 2025, 49.
  StGH 2016/84 LES 2017, 125; StGH 2022/038 LES 2022, 194 = GE 2022, 237; StGH 2024/034

GE 2025, 40.
  Lorenz, LJZ 2011, 156 (166, Recht auf organisationelle Selbstbestimmung).
  Beseitigt durch StGH 2011/193 GE 2014, 49.
  Lorenz, LJZ 2011, 156.
  Motal in Schneider/Verweijen, AußStrG § 2 Rz 38 (Parteistellung, als Antragsteller, kraft

Gesetzes).
  IdS wohl OGH 06 HG.2023.143 LES 2025, 106 = GE 2025, 27 Erw 14.5 (GE); vgl

Klicka/Rechberger in Rechberger/Klicka, AußStrG  § 2 Rz 16.
  Allenfalls kann die offensichtlich mutwillige Behauptung von Verantwortlichkeitsansprüchen

eingewendet werden.
  Lorenz in Heiss/Lorenz/Schauer, Stiftungsrecht  § 16 StiftG Rz 13; OG 06 HG.2023.95 LES

2025, 124.
  So schon OGH Hp 28/93 GE 2020, 22.
  OGH 09 CG.2016.416 LES 2019, 47; ausf Geisselmann, Rechtsweg.
  VGH 2018/076 GE 2018, 303; VGH 2019/126 GE 2020, 39; StGH 2018/144 GE 2021, 22.
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